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^ Vertrauliche Mitteilungen der Deutsch - böhmischen Korrespondenz.

Wien, 6 . November 1915.

Der Herausgeber der "Deutsch - böhmischen Korrespondenz " Redakteur

Julius Benesch beehrt sich die nachfolgenden Meldungen zu über¬

mitteln.

Die Aktion des Herrenhauses.

Wie wir erfahren , steht die Audienz die Seine Durchlaucht Fürst

Fürstenberg in den jüngsten Tagen beim Kaiser hatte mit der Aktion des

Herrenhauses in keinem Zusammenhange . Im Übrigen gilt es als feststehend,

dass das Kabinett Stürgkh vorläufig im Amte verbleiben wird . Das Mini¬

sterium wird , wie verlautet , in naher Zeit eine Reihe von notwendigen

gesetzlichen Massnahmen , darunter vornehmlich die Regelung der Sprachen¬

frage im Wege des § 14 durchführen . In Herrenhauskreisen hält man dafür,

dass dann ein Krbinettswechsel eintreten wird.

Die wirtschaftspolitische Denkschrift Dr . Baemreithers.

Die ""Denkschrift über das wirtschaftspolitische Verhältnis

Österreich -Ungarns zu Deutschland " vom Herrenhausmitglied Dr . Josef

H. Baemreither , die als Manuskript gedruckt und nur einem kleinen

Kreis von Persönlichkeiten übersendet wurde , tritt für ein mit dem

Deutschen Reiche abzuschliessendes wirtschaftliches Bündnis , welches

das bereits bestehende politisch ==militärische zu ergänzen haben wird,

ein . Dieses wirtschaftliche Bündnis soll im Wesen darin bestehen,dass

Österreich -Ungarn und Deutschland gemeinsame Handelspolitik machen .Es

muss dabei die staatliche Selbständigkeit für alle Teile voll und ganz

gewahrt werden und es ist daher das wirtschaftliche Bündnis auf völker¬

rechtlicher , nicht auf staatsrechtlicher Brsis zu begründen.



Hand in Rand mit dieser Neuorientierung unserer Handelspolitik

nach aussen muss auch eine , unsere heimische Produktion mit aller

Kraft systematisch fördernde Wirtschaftspolitik in Innern die bisheri¬

gen Hemmungen . der wirtschaftlichen Entwicklung beseitigen . Der Ver-r

tragmit Deutschland wird viel mehr sein als ein blosser Handelsver¬

trag , er wird sich aber nicht an irgend eine Schablone halten (Zoll¬

union Präferenz Handelsvertrag ) , sondern selbständig jene Mittel und

Formen finden müssen , welche , den wirtschaftlichen Zweck des Bündnisses,

die gemeinsame Handelspolitik , erfüllt und sichert . Dieser Vertrag wird

auf folgenden Grundlagen aufzubauen sein . l ) . Das beiderseitige Zoll¬

system ist soweit als möglich in Übereinstimmung zu bringen . 2) .

Österreich -Ungarn und Deutschland sagen sich , soweit dies ohne Gefähr¬

dung der berechtigten Interessen ihrerlndustrie und Landwirtschaft

durchführbar ist , die Freiheit des Verkehres zu und setzen im Übrigen
die zwischen ihnen bestehenden Zölle herab . Diese Zwischenzölle sollen

die Höhe der dritten Staaten eingeräumten vertragsmässigen Zölle nie

übersteigen , im allgemeinen ein Niveau einhalten , das den Produktions¬

verhältnissen der Kontrahenten entspricht , ihren einzelnen Produktions¬

zweigen aber den nötigen individuellen Schutz gewähren . 5) . Österreich

und Ungarn werden je eine Zoll = und Handelsdeputation ernennen , welche

im Sinne unserer pragmatischen Grundlagen vereint mit einer gleichen

Zoll = und Handelsdeputation des Deutschen Reiches zusammentreten und

ständig zusammenarbeiten werden . Die Zoll = und Handelsdeputatton wer¬

den insbesonders mit folgenden Angelegenheiten sich zu befassen haben:

a ) mit der Bereinigung der sich ergebenden zahlreichen zolltechnischeu

Fragen , über die die DeputatLcrsenim Falle sie einig sind , entgiltig zu

entscheiden , im anderen Falle die Entscheidung dem Einvernehmen der Re¬

gierungen zu überlassen hätten , *b) ihre Hauptaufgabe wird darin beste¬

hen , das zwischen Österreich -Ungarn und Deutschland zu vereinbarende

Zollregime in allen seinen Teilen festzustellen , die Grundlagen für die

einverstäBd3ioh abzuschließenden Handelsverträge auszuarbeiten und



überhaupt die Regelung aller Fragen vorzubereiten , welche sich

aus dem wirtschaftlichen Bündnis ergeben können , c) Sie werden insbe¬

sondere dahin wirken , dass im Verkehr zwischen Deutschland und Öster¬

reich - Ungarn jede illoyale Konkurrenz ausgeschlossen wäre . Sie werden

daher alle Abmachungen und Einrichtungen fördern , welche Konkurrenzrei¬

bungen zu beseitigen bestimmt sind und unter anderem Vereinigungen der

Industrie und Landwirtschaft unterstützen , welche gemeinsame Export¬

land Importverhältnisse verfolgen , d) Es wird ihre Aufgabe sein für ei¬

ne gleichartige Gesetzgebung und Verwaltung in den verbündeten Staaten

auf jenen Gebieten , die mit dem wirtschaftlichen Bündnisse zusammenhän¬

gen , die nötigen Vorarbeiten zu liefern -gm in dieser Hinsicht ihre

Tätigkeit auch auf jene sozialen Fragen zu erstrecken , die nach dem

Kriege voraussichtlich eine grosse Rolle spielen werden.

Die hier bezeichneten Vorbedingungen einer gemeinsamen Handels¬

politik lassen die staatsrechtlichen Verhältnisse und alle Souveräni¬

tätsfragen , unberührt , Sie sind jedoch geeignet ein enges , wirtschaft¬

liches Verhältnis zwischen den Zentralmächten zu begründen , setzen sie

in den Stand , vereint Verhandlungen über die zukünftigen Handelsver¬

träge mit dritten Staaten zu führen und diese Verträge gemeinsam abzu-

schlicsscn , sowie für die Zukunft ein gemeinsames handelspolitisches

Programm zu vereinbaren * Die Anwendung der vorgeschlagenen Mittel und

Uegc wird schrittweise zu erfolgen haben und sich zeitlich in drei

Perioden vollziehen : 1) . In den Friedensverhandlungen werden handels¬

politische Angelegenheiten von der allergrössten Tragweite zur Ent **

Scheidung kommen. Deutschland und Österreich -Ungarn müssen sich

rechtzeitig darauf vorbereiten , um in den Friedensverhandlungen auch

wirtschaftspolitisch vereint auftreten zu können . Deswegen soll schon

in dieser Zeit der Vorbereitung die wirtschaftliche Verständigung

zwischen Österreich -Ungarn und Deutschland in der Hauptsache Zustande¬

kommen und sollen die Zoll = und Eandelsdeputationen ernannt werden , um

die Friedensuntcrhändler seinerzeit mit einem vollständigen handelspo¬

litischen Rüstzeug versehen zu können . 2) .Durch den Friedensschluss



werden auf Menschenalter hinaus die Bedingungen wirtschaftlicher Gel¬

tung für die am Kriege beteiligten Staaten geschaffen werden . In allen

Phasen der Unterhandlung wird es auf die stete Übereinstimmung zwi¬

schen Deutschland und Österreich - Ungarn in den wirtschaftlichen Zielen

ankommen. Die Zoll = und Handelsdeputationen werden auch in diesem Zeit¬

abschnitte unentbehrlich sein . 3) . Nach dem Friedensschlüsse wird der

wirtschaftliche Bündnisvertrag zwischen Österreich -Ungarn und Deutsch¬

land zusamen mit allen anderen Ergebnissan des Krieges als ein Ganzes

den Parlamenten vorzulegen sein . Dann wird die Zeit gekommen sein,

diesen Vertrag der an die Stella des? heutigen Handelsvertrages zu tre¬

ten haben wird , durch die konkreten Bestimmungen auszufüllen , die das

Zollsystem , die Zwischenzölle und die übrigen Beziehungen betreffen.

Der wirtschaftliche Bündnisvertrag zwischen Deutschland und

Österreich - Ungarn wäre auf längere Zeit , etwa 25 Jahre zu schliessen,

und zwar mit der Klausel der automatischen Verlängerung für den Fall,

als er nicht gekündigt wird * Österreich und Ungarn müssten die Voraus¬

setzung für einen langfristigen Vertrag durch die Vereinbarung eines

gleich langfristigen österreichisch -ungarischen Ausgleiches herstellen.

Beratungen zwischen den ungarischen und österreichischen Agrariern.

Bekanntlich hat in der Vorwoche in Budapest eine gemeinsame Kon¬

ferenz der zum Studium der Ausgleichsfragen entsendeten Kommissionen

der industriellen und zollpolitischen Verbände Österreichs und Ungarns

stattgefunden , in der eine allgemeine Besprechung der leitenden Grund¬

sätzen für die Vorbereitung der Ausgleichsverhandlungen durchgeführt

wurde . Unterdessen sind auch die ungarischen und österreichischen Agra¬

rier in Verbindung getreten und werden im Laufe dieses Monates in Wien

oder Budapest gleichfalls eine gemeinsame Beratung über die Ausgleichs¬

fragen abhalten , in der die Möglichkeiten eines Zusammengehens der

Vertreter der österreichischen Landwirtschaft mit den ungarischen

landwirtschaftlichen Verbänden besprochen werden sollen.



Eine politische Neuorientierung der Allpolen.

Abgeordneter Dr . Glombinski hat in der letzten . Sitzung des Polen-

klubs namens der nationaldemokratischen ( allpolnischen ) Gruppe eine

Erklärung abgegeben , in der er betonte , dass die politische Orientie¬

rung seiner Fraktionsgenossen mit den Staatsinteressen der österrci*

chisch ^ungarischen Regierung vollständig im Einklänge stehe , und dass

die politische Richtung , welche das allpolnische Blatt "Slowo Polski"

und dessen Anhänger befolgten , in diesem Augenblicke mit dem Programm

des nationaldemokratischen Parteiverbandes nichts gemein habe . Die

Vollversammlung des Polenklubs nahm diese Erklärung stillschweigend
zur Kenntnis.

Ein Hochverratsprozess in Banjaluka.

Am4 . ds . begann vor dem Kreisgerichte in Banjaluka die Hauptver¬

handlung gegen 150 bosnische Serben , die des Verbrechens des Hochverra¬

tes angeklagt sind . Der vom Staatsanwalt König verfassten Anklage liegt

hauptsächlich ein bei der vorjährigen Einnahme von Loznica dort aufge¬

fundenes Tagebuch des serbischen Grenzkommandanten und Leiters des

Spionagedienstes Major Todorevic , sowie andere Aufzeichnungen desselben,

insbesondere eine Liste zugrunde , die zur Verhaftung der darin ver¬

zeichneten Vertrauensmänner und Mitglieder der "Narodna Odbrana " in

Bosnien und der Herzegowina führte . Die Mehrzahl der Angeklagten ge¬

hört auch dieser Vereinigung an . Die übrigen Angeklagten sind Funktio¬

näre der VcrcineProavjeta , Sokol , Probratinstvo und landwirtschaft¬

licher Genossenschaften , welche Vereine nachweislich im Dienste der

"Narodna Odbrana " standen und für dieselbe tätig waren . Unter den An¬

geklagten sind mehrere frühere Landtagsabgeordnete , Advokaten , Ärzte,

viele Geistliche und Lehrer , zahlreiche Bauern und zwei Frauen.
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" 8 Die polnische Frage.

" 8 Anerkennung der Leistungen der polnischen Legion*

" 8 . Die Ausgleichsverhandlungen^

" 8 Unser Verhältnis zu Rumänien.

" 9 Die Polen und der lleoslawismus.
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Herrenhauses und des Abgeordnetenhauses

im Palais Silva Taroucat

Mit dem Ausdruck ausgezeichneter Hochachtung:

Julius LEHESCH,
Herausgeber der „ Deutsch - böhmischen

Xprre3pon ;ii ):,-?,

Wien , I . , parla ^en *.



Euer Exzellenz!

Nach erfolgter Wiedergabe des Inhaltes der Anklage¬
schrift in Prozeß Choc und Genossen erlaube ich mir heute aus
der Begründung des Urteiles , alt welchen über die Angeklagten
Kerkerstrafen bis zu 6 Jahren verhängt wurden , folgendes mit¬
zuteilen . Es wird unter anderen ausgeführt:

Das Urteil des Kriegsgerichtes stützt sich in ei -ster
Linie auf den Sachverhalt , der in den Aufzeichnungen des Prof.
Masaryk über eine von ihn an ersten Oktober 1914 in Prag mit
deH Angeklagten und den inzwischen verstorbenen Abgeordneten
Fressl gehabte Unterredung . Soweit die Handlungsweise Hasaryks
ersichtlich ist , begründet sein in diesen Aufzeichnungen nie¬
dergelegtes Verhalten das Verbrechen des Hochverrates . Aus den
Inhalt geht vor allen nit grösster Deutlichkeit hervor , dass
die Initiative zur Zusammenkunft von Masaryk ausging und dass
die anderen Herren davon verständigt wurden , ebenso dass es
Masaryk war , der das Progrann dort entwickelte . Die Aufzeich¬
nungen geben ein Bild von diesen Progrann * Darnach legte Kasaryk
zur Erwägung vor , dass nan darüber nachdenken solle , wie nan
sich auf den Einmarsch der Russen vorbereiten müsse , danit die
Ruhe bewahrt werde * Er weist auf den Empfang der tschechischen
Deputation bein Zaren hin und auf das angeblich aus russischen
Flugzeugen ausgestreute Manifest an die Tschechen . Als zweiten
Beratungsgegenstand erörtert er die antisemitische Stinmung in
tschechischen Volk . Das ist in Kurzen der Ideengang Masaryks
bei der Beratung , die den Tatbestand des Verbrechens des Hoch¬
verrates nach § 58 begründet . Masaryk betrachtet das Eintreffen
der russischen Armee in Bohnen und Mahren als Anlass genaue Er¬
wägungen über die Stellungnahme des tschechischen Volkes zu
diesem Ereignisse zu machen . Diese Stellungnahme ist aber nicht
die jeden Staatsbürger pflichtgemäss obliegende , die das Gelin¬
gen cor Abwehr wünscht , nein , er sieht in den Russen die Freunde,
deren Eintreffen das tschechische Progrann verwirklichen soll.
Wie er sich das vorgestellt hat , zeigt der Aufruf des tschechi¬
schen Konitees : es will einen vollständig unabhängig tschechisch-
slowakischen Staat . Die Worte „ nicht nur uns auf die Russen
verlassen " erhalten ihre Erklärung durch den Empfang der Depu¬
tation beim Zaren von 17 . September 1914 , deren Forderungen darin
gipfeln , dass der Strahl der Krone der Ronanoff über der freien
unabhängigen Krone des zweieinigen Königreiches strahle , sowie
durch den Hinweis auf das Manifest , das die Aufforderung enthält,
die russischen Brüder als Befreier zu empfangen , wogegen die Zu¬
sicherung der Befreiung geboten wird . Der Ideengang Kasaryks
ist nun der : die Hoffnungen , die man auf den Einmarsch der Rus¬
sen mit Rückeicht auf ihre Besprechungen setzen kann , sind gross,
gleichwohl müssen auch die Tschechen persönlich an dem Kampfe
Anteil nehmen , indem sie tschechische Legionen bilden oder als
Freiwillige in die Bntenteheere eintreten . Er verlangt somit die
militärische und mit der Forderung die Ausschreitungen gegen die
Juden zu unterlassen , die politische Förderung der Russen , wobei
von Ihm die Interessen des Feindes mit den Interessen des eigenen
Volkes auf gleiche Linie gestellt werden.

Was den Einwand der Angeklagten bezüglich der Verläse-
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lichkelt der Aufzeichnungen betrifft , so wird übereinstimmend von
allen Zeugen angegeben , daaa die Aufzeichnungen Masaryks , soweit
sie tatsächlich ? Vorkommnisse registrieren , für glaubwürdig ge¬
halten werden können , soweit sie über Tatsachen hinausgehen , ge¬
wisse Fehlerquellen enthalten und nicht unbedingt verlässlich
sein müssen . Und so hat der Zeuge Stranäky zunächst gesagt , daß
aEasaryk seine Aufzeichnungen adaptiert habe , dann aber ^ obzwar er
anfänglich jedes Zusammentreffen mit Hasaryk bestritten hat , als
ihm aie ihn betreffenden Aufzeichnungen vorgelegt wurden , zugege¬
ben , dass Hasaryks Aufzeichnungen richtig seien , da llasaryk das
von niemand anderem als nur von ihm erfahren haben könne . Die An¬
geklagten haben anfänglich im Vorverfahren bestimmt bestritten,
in einer Sitzung mit Ifaearyk überhaupt beisammen gewesen zu sein;
im Laufe der einzelnen VernehmungsephrMtê haben sie jedoch unter
dem Drucke der Belastungsiaoaente die hauptsächlichsten Punkte der
Aufzeichnungen zugestehen müssen , so dass die Anklage mit Recht
von einem Geständnis spricht . T<enn man die Angaben der Angeklag¬
ten aus dem Vorverfahren zusammensetzt , ergibt sich ein Mosaik¬
bild , das ganz der Aufzeichnung Hasaryks gleichkommt , wobei nur
einige Steine fehlen . Ŷill man diese logisch ergänzen , will man
aus diesen Aussprüchen ein verständliches Ganzes machen , so braucht
man nur die Worte Nasaryks einfügen . Maaaryk hat in seinen Auf¬
zeichnungen im wesentlichen nichts anderes getan , als ein Urteil
über sich selbst gefällt , dass er ein Hochverräter ist . Eine Ten¬
denz , die Angeklagten irgendwie zu belasten , lag ihm fern . Und
aus der Art der schlauen und klugen Aufbewahrung der Akten bei
einen Polizeifunktionär , der - wenn er auch pensioniert ist,-
am allerwenigsten in den Verdacht kommen kann , hochverräterische
Schriften aufzubewahren , ist zu ersehen , wie sehr Hasaryk ^ie ge¬
heim halten wollte . -

Den Schlüssel , warum Masaryk gerade in Kriegszeiten
zu den Nationalsozialisten gekommen ist , glaubt das Kriegsge¬
richt darin erblicken zu können , dag die Angeklagten in ihrem po¬
litischen Vorleben eine Gewähr dafür boten , dass sie für die
Häne Rasaryks zu haben sind . Wenn er selbst keinen Anhang hatte,
musste er eben Leute suchen , die den Anhang besitzen , wollte er
einen Erfolg mit seinen Plänen erzielen , mit Leuten , deren seit
Jahren gegen das \vohl  des eigenen Staates gerichtete Tätigkeit
ihm bekannt war , von denen z . B. Choc mit seiner staatsfeindli¬
chen Gesinnung kein Hehl gemacht hat . Das Kriegsgericht legt
besonderen l.-.ert auf die Verwertung des Beweismateriales in dieser
Richtung , woraus insbesondere die antidynastische Haltung des
Abgeordneten Choc hervoiging . Es sei nur hervorgehoben , daß seine
Broschüre eine weittragende antimilitaristische Bewegung zur Folge
hatte , die in einem Urteil dea Prager Landesgerichtes zum Ausdruck
kommt. Dieses Gift , das damals in die breiten Hassen gebracht wur¬
de , mag wohl auch heute noch mit Erscheinungen in Zusammenhang
stehen , die sich auf dem Kriegsschauplatz ereignen und wohl auch
mit vielen bekannten Gerichtaverhandlungen , in denen über Leute,
die noch jetzt mit schwarzem Band , Trauerflor und schwarzen Fah¬
nen zu den Musterungen gehen , verhandelt wird . Das Kriegsgericht
hat dieses ganze Beweismaterial nur deshalb in das Urteil mit auf¬
genommen , weil es dadurch beweist , dass Choc ' dynastiefeindlich,
staatsfeindlich und auch rtaatsgefährlich i3t.

Das Urteil bespricht auch hier die Demonstrationen vom
Jahre 1903 , wobei man Demonstrationen auf dem Lande veranstalte¬
te , um die Gendarmen von Prag wegzubekommen und wobei die Flug¬
zettel die Namen von Choc , Burival und Klofac trugen , ein schla¬
gender Beweis , welchen Klang diese Namen hatten . Burival habe
übrigens auch nach Kriegsausbruch seine agitatorische Tätigkeit
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fortgefetzt , so dass er wegen Verdachtes der Störung der öffentli¬
chen Ruhe in Haft genommen werden musste und auch jetzt noch gegen
ihn ein Strafverfahren wegen gefährlicher Drohung und Aufreizung
gegen die Nationalitäten anhängig ist . Auch die Person des Herrn
Vojnp bietet Anhaltspunkte in der Richtung , welche Bedeutung er
als Obmann eines grossen Vereines für den Hochverräter Masaryk
hatte , ebenso wie Kedolicky als Organisator des Gewerbestandes,
äa er durch Anknüpfung von Verbindungen mit diesem ^ influss auf
weite Schichten erreichen wollte.

Dass liasaryk nicht etwa erst im Oktober 1914 bei der
Beratung sein Herz entdeckt hat , ergibt sich aus seiner Broschüre
über Palackys Idee . . . Die Worte , die Masaryk dem Palacky in den
Mund lest , sind derart , dass bei Kriegsausbruch kein Zweifel sein
konnte , dass Masaryk auf Seite der Russen stehe . Bei der Tat Masa-
tyka selbst hat das Kriegsbericht vor allem den Zeitpunkt , in dem
die Zusammenkunft stattfand , als besonders bedeutungsvoll angenom¬
men . In der Zeitschrift „ Nation cheque " wird in dem Artikel „ Die
Tschechen und der Krieg " ausgeführt , dass im Oktober 1914 die Tschet
eben den Zusammenbruch Oesterreichs für unmittelbar bevorstehend
hielten und Waffen vorbereiteten , um die Russen unterstützen zu kön¬
nen . Beim Herannahen der Russen an Krakau seien die Tschechen in
Mahren in solche Aufregung geraten , dass die Behörden sie nur mit
grösster Mühe beruhigen konnten ; es seien Besprechungen abgehalten
worder , wie man die Alliierten wissen lassen könne , dass alles zur
Katasirophe vorbereitet tei und man hat sich dahin geeinigt , dass
die Besetzung von 01müt2 als Signal zu betrachten sei . So hat auch
Masaryk als Agent unserer Feinde am 1 . Oktober 1914 - zu einer Zeit,
wo von unserer Monarchie mit den in vielfacher Uebermacht herandrän¬
gender Russen die schwersten Kämpfe zu bestehen waren und wo im In¬
nern unmittelbar in Rücken unserer kämpfenden Soldaten die Bevölke¬
rung durch heimliche Verbreitung von Proklamationen auf den Ein¬
marsch der Russen al9 J&rfüller ihrer nationalen Wünsche vorbereitet
wurde , - den Zeitpunkt als gegeben erachtet , um vor einflussreichen
Politikern auf die politische und militärische Förderung des Fein¬
des aufmerksam zu machen und unter Hinweis auf die tschechische De¬
putation beim Zaren und *das Zarenmanifest den Einmarsch der Museen
als Signal zur Verwirklichung seines tschechischen Programmes und
der Gründung des selbständigen tschechischen Reiches hinzustellen.
Er hat also subjektiv und objektiv das Verbrechen des Hochverrates
nach § 58 c begangen.

Was <3en Tatbestand des den Angeklagten zur Last gelegten
Verbrechens der Mitschuld am Hochverrat betrifft , so wurde er von
den Angeklagten in mehrfacher Richtung gesetzt . Durch die Mittei¬
lungen Masaryks sind sie in Kenntnis zweier hochverräterischer Un¬
ternehmungen gelangt ; es ist das der Empfang der Deputation und
der Inhalt des Manifests . Wie gerichtsbekannt ist und durch das mi¬
litärwissenschaftliche Gutachten , das sich auf amtliche Erhebung
stützt , erhärtet wurde , standen nicht nur tschechische Bevölke¬
rungskreise , sondern auch einige tschechische Truppenteile mit
ihren Sympathien auf Seite des Feindes . Durch die Verbreitung der
Nachrichten vom Empfang der tschechischen Deputation beim Zaren
und von den Manifesten an die Tschechen konnten mit Rücksicht auf
die bei beiden Gelegenheiten genachten Zusicherungen die Sympathien
erhöht werden und konnte bei der damaligen Kriegslage zumindest eine
Empörung im Hinterlande unmittelbar vor Augen des Feindes ausbre¬
chen . Das Gericht nimmt mit Bestimmtheit an , dass Masaryk seine
Kitteilungen nicht in der schlagwortartigen Wiedergabe seiner Auf¬
zeichnungen gemacht hat , wiewohl auch das bereits den Tatbestand
des § 58 c enthalten würde , sondern dass er viel ausführlicher sich
gehalten hat.

Was die subjektive Seite des Verbrechens betrifft , sind die



Angeklagten ReichsT &tsabgeordnetcn und seit einer Reihe von
Jahren politisch tätig , 30 dass sie den Inhalt der Ausführun¬
gen voll und ganz erfaast haben und sich auch bewu^ot wa^ n,
dass eine hochverräterische Unternehmung vorliege . Da die An¬
geklagten keinen der in Gesetz angeführten ^ntechuldigunga-
gründe &clt $nd machen konnten , sie überdies durch die in der
Sitzung selbst zur Sprache gebrachte Hausdurchsuchung in der
Kanzlei des Wojna darauf geleitet wurden , daas die Verbrei¬
tung und Exis -enz jener Manifeste angezeigt werden muss , er¬
scheint der Tatbestand des Verbrechens nach § 61 subjektiv
und objektiv gegeben . Der Umstand , daas die Angeklagten
Maaaryk für loyal hielten wie aie behaupton , ist für die Ent¬
scheidung belanglos.

Die Län <;;e des Krieges , daa Blut , daa nunmehr durch
zwei Jahre vergossen wird , ist nicht zuletzt dem Hochverräter
Masaryk und den meineidigen Soldaten zuzuschreiben , die zum
Feinde übergegangen sind und die durch die fürchterliche Saat,
die ?ie im Ausland ausgestreut haben , indem sie überall Nach¬
richten von Zerfall Oesterreichs vorbreiteten , bei dem ge¬
schlagenen Feinde immer neue Hoffnungen erweckten und ihn zu
neuem Wideretande aufreizten . Diese Schuld trifft nicht nur
die Hechverräter , die in daa Lager der Feinde übergegangen
sind , trifft nicht nur den Redakteur der Karodni listy Pavlu,
trifft nicht nur Kaearyk . sondern sie trifft auch jene , die
diese Hochverräter der Behörde anzuzeigen unterlassen haben.
Und das ist insbesondere der Fall bei Fasaryk.

Was die Strafe anbelangt , so wurde bei allen Ange¬
klagten als erschwerend die Kriegszeit und insbesondere die
Kriegslage im Oktober 1914 angenommen, bei Choc die Dynas^ie-
und Staatsfeindlichkeit und Staatsgefährlichkeit , bei Burival
die Sta ^ tsgefahrlichkeit durch Betätigung einer weitgehenden
.Agitation , als mildernd bei allen Angeklagten die Unbcschol -*
tenheit und der Umstand , dasa sie fü # Familien zu sorgen ha¬
ben , bei Vojna und Netolicky der Umstand , dass ^egen aie nicht
nur keino Indizien einer Staatsfeindlichkeit vorliegen , sondern
bei Vojna fast sämtliche Zeugen aussagen , das9 er sich stet3
loyal verhalten hat una dass er im Laufe dee Krieges auch die
Anregung gegeben hat , ein volles Bekenntnis zun Staat abzu¬
legen , woraus sich klar seine loyale Gesinnung dokumentiert.
Bei diesen beiden wurde daher mit Rücksicht auf die überwie¬
genden Hilderungsumstände vom ausserordentlichen Kilderungs-
recht Gebrauch gemacht und die Strafe unt .ir dem geringsten
Strafausmass bemessen , während bei den anwaren die Strafe mit
Rücksicht auf ihr politisches Verhalten , ihre Staatsgefähr¬
lichkeit u . 3.w. innerhalb des Strafrahmens an der unteren
Grenze bemessen wurde . . . . . .

Die Zuständigkeit des Kriegsgerichtes ist begründet
in aar kaiserlichen Verordnung vom 25 . Juni 1914 . Die Berufung
des Angeklagten Choc auf seine Immunität ist mit Rücksicht auf
den Schlue3 der Session gegenstandslos.

^ine Studie über die Kreisverfassung in Bohnen vom Herrtnhaua-
nitglied Dr . Karl Urban.

Kerrenhauamitglied Dr . Urban hat vor Kurzem eine Studie
über die Kreisverfassung in Böhmen (als Manuskript gedruckt)
veröffentlicht , die , wie von diesem genauen Kenner der ranzen
Materie nicht anders zu erwarten war , ein Hoiaterwerk genannt
zu worden verdient . Im Vorworte sagt Dr . Urban : , In den Be¬
strebungen TRach Schaffung einer Kreisverfassung in Böhmen ist
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eil * Teil der ^ ticrraleM Kampfe dieaes Landes verkörpert . Dieses
VfK̂ aBd^He, die mannigfachen Ansichten über dieses grosse Bau¬
werk der Verwaltung darzustellen , erschien besond &ra in einem
Zeitpunkte empfehlenswert , wo die ,Aussicht be s teht , do.a*a jene
Gedhanken und Pläne der Ausfüh rung entgegengehen . Diese durc
eingehende Vorschläge , welche mit den lünechen des deutschen
Volkes in Böhmen übereinstimmen , zu fördern und damit die Grund¬
steine zum nationalen Frieden in diesem Lande zu legen , war die
Bndabsicht der vorliegenden Studio . Dr . Urban bietet im ersten
Teile der Studie zunächst einen historischen Exkurs über die
Kreisverfaasung in Böhmen, deren Anfänge auf die Zeit Ottokara
III . zurückreichen . Daran schlies3t er eine kritische Bespre¬
chung der verschiedenen offiziellen und privaten Kreisverfas¬
sungsentwürfe bis zu den bekannten Artikeln Dr . yiedlere in der
„ i?arodni Liaty " in Kärz und April dieses Jahres . Auf diesen
kritischen Teil baut Dr . Urban einen neuen Plan einer Kreisvor*
faasung auf , über welchen ich kurz referiere . Die Kreisverfas-
aurg soll Kreisregierungen und Kreisvertretun ^en umfassen.
Zwischen den Grenzen der Sprengel der staatlichen und autonomen
Verwaltung muss eine vollständige Uebereinstimmung bestehen.
Dieser Wirkungsbereich soll sich auf ein geschlossenes Terri¬
torium erstrecken , soweit nicht aus nationalen Gründen Ausnahmen
eintreten müssen . Innerhalb des Bereiches joder Kreisregierung
in den gemis cht rachigen  Gebieten wird die Bildung von zwei
national getrennten Kreisverbänden in Aussicht genommen, deren
jeder alle konnationalen Gemeinden umfasste und eine selbstän¬
dige Organisation besitzt . Jeder Kreis umfasst durchschnittlich
500 . 000 bis 600 . 000 Seelen . Bei der Abgrenzung der Kreise wurde
die gegenwärtige Sprengeleinteilung der Kreisgerichte tunlichst
berücksichtigt und auf die nationale Abgrenzung nach den Vor-
sctlägen der Bienerth ' schen Regierungsvorlage Bedacht genommen.
Dr . Utban schläft 13 Kreise vor und zwar : 3ger , Aussig , Reichen¬
berg , Trautenau , Pilsen , Budweis , Tabor , Kuttenberg , Königgratz,
Jitachin , pisek , Prag =Land , Prag =Stadt . Für den i?all einer
Trennung d*s projektierten Aussiger Kreissprengeis in zwei
Kreise , schlägt Dr . Urban noch einen Kreis Saaz oder Brüx vor.
Davon sind sprachlich gemischt die Kreise Pilsen undBud̂ eis.

Jn Bezug auf den Wirkungskreis der Kroisregierungen
snhliesst sich Dr . Urban im wesentlichen der Bienerth ' schen Vor¬
lage an . Nur wäre der Rechtsschutz in administrativen Angelegen¬
heiten grundsätzlich auf zwei Jnstanzen einzuschränken und hät¬
te bei der Kreisregierung regelmässig zu enden . Soweit die
Kreioregierung als I . Jnatarz entscheidet , soll die Berufung
aurch Vermittlung der Landesbehörde an das Kinisterium gehen.
Jn je ^en Fällen , in -reichen der Statthalterei die erstinstanz¬
liche Entscheidung vorbehalten bleibt , geht die Berufung gegen
diese an das Ministerium . - Jede Kreisvertretung soll aus einem
Kreistage und einem Kruiaausachusse bestehen .*Der /irkungskreia
der Kreisvertretungen soll sich auf alle in ihrem Sprengel be¬
findlichen Gemeinden , auch auf die Statutaratädte erstrecken.
Die Bezirks ! ertretungen werden aufgehoben . Zun Zwecke der Wahl
in den Kreistag werden sämtliche Wahlberechtigte l^s Kreises in
drei ITahlerklaeaen eingeteilt , um jene der Höchstbesteüerten,
in die der Städte - und Landgemeinden und in die allgemeine
t'ählerklaese . Jn der Wahlerklasse der Höchstbesteuerten sind
ohne Unterschied des Geschlechtes jene physisch großjährigen,
ei ^anberechtigten Österreichischen Staatsbürger wahlberechtigt,
deren Jahresschuldigkeit an direkten Steuern ( ohne Einkommen¬
steuer ) wenigstens 500 K betragt , ferner alle juristischen Per¬
sonen , welche einen gleichen Steuersatz entrichten ; in der
W&hlerklaase der Städte - rnd Landgemeindevertreter die männli-
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chen Personen mit einer Jahresschuldigkeit von wenigstens 8 K. Das
Wahlrecht in der allgemeinen gKhlerklasse kon^ t allen Personen
^sinnlichen Geschlechts zu , deren Jahresschuldigkeit an direkten
Kteu ^rn ^ ni ^ r *ls K 8 . — beträft , ferner allen jenen , welche
überhaupt keine direkte Steuer entrichten , soferne sie in ihrer
Gemeinde an Tage der Aueschreibung der Wahl seit mindestens sechs
Monaten seßhaft sind . Die Zahl der Mandate für den Kreistag
schwankt zwischen 81 für Aussig und 28 für Trautenau . Für Pilsen
"beträgt die zahl der Mandate für den czechischen Verband 40 , für
den deutschen Verband 15 , für den Budweiser Kreis für den czechi¬
schen und deutschen Verband je 24 . Die Zahl der Mandate für den
Xrei3aussch .ua schwankt zwischen 7 und 9 . Für die Städte Prag und
Vororte , Pilsen und Budweis wird vorgeschlagen die Kreistagswahlen
nach mährischem Muster,auf Grundlage eines nationalen Katasters
vorzunehmen . Zu jenen Städten , denen eine eigene Vertretung im
Kreistage einzuräumen wäre , würden im Kreise Reichenberg,Gablonz,
Rumburg , Warnsdorf und Reichenberg , im Kreise Trauteriau die Kreis¬
stadt selbst gehören . Die Kreisvertretungen hätten folgenden Wir¬
kungskreis : Sämtliche Angelegenheiten , welche nicht zufolge der
Bestimmungen der neuen Landesordnung ausdrücklich der Kompetenz
des Landtages , beziehungsweise des Landesausschusses vorbehalten
sind , die Verwaltung des Kreisvermögens und der Kreisanstalten,
die Besorgung der Verwaltungsaufgaben und der Amtshandlungen der
bisherigen Bezirksvertretungen , letztere insoweit , als diese nicht
zum Wirkungskreise der neuen Bezirksausschüsse gehören , die Ent¬
scheidungen über die im Berufungsverfahren angefochtenen Beschlüsse
der Bezirksausschüsse in letzter Jhstanz , das Recht , Zuschläge zu
den direkten Steuern und andere Umlagen und Abgaben sowie Kreditope¬
rationen unter Bewilligung der Kreisregierung in jenen Umfange zu
aeschliessen , in welchem dieses Recht gegenwärtig dem Landtage zu¬
steht . Zur Erfüllung bestimmter Verwaltungsaufgaben der Kreisver¬
tretung kann diese beschliessen , innerhalb des Kreissprengeis
Kbnkurrenzver ^ände zu errichten oder mit anderen Kreisvertretungen
in ein solches Verbandsverhältnis einzutreten . Die Errichtung sol¬
cher Zweckverbände zwischen mehreren Kreisen soll im allgemeinen
auf einem freiwilligen Zusammenschluss beruhen . - Nur für das Volks¬
schulwesen und für die agrarpolitischen Fragen wird sich die Not¬
wendigkeit einer obligatorischen Verbandsbildung ergeben . Es muß
eine Form gefunden werden , welche es ermöglicht , daß der gesamte
deutsche Volksschulaufwand von der Gesamtheit der deutschen Kreise,
der ezeenieche von allen czechischen Kreisen getragen werde . - Dies
bedingt eine vollständige Reorganisation des Landesschulrates . Das
Volksschulwesen wäre darnach als eine gemeinsame Angelegenheit al¬
ler deutschen beziehungsweise aller czechischen Kreise zu behan¬
deln , dessen Verwaltung in eigenen Zweckverbänden (unabhängig vom
Landesausschusse ) geführt wird . Jeder dieser Verbände hätte eine
vollständige finanzielle Autonomie mit dem Rechte , zur Deckung des
Schulaufwandes eine Schulumlage , welche in allen zu seinem Bereiche
gehörigen Kreisen und Kreisverbänden eingehohen wird , zu beschlies¬
sen . An dem prinzipe der gemischten staatlich -autonomen Verwaltung
wäre nichtB zu ändern . Der Landesachulfond wäre in einen deutschen
und czechischen Fond zu zerlegen . Entsprechend den %?sen der ge¬
trennten nationalen Autonomie müsete der Kostenaufwand jenem Scnuli*
fonde auferlegt werden , dem die Kinoritätsschule national angehört .*
Zur Leitung der Geschäfte des Kreistages ?ird von diesem auf die
Dnuer von sechs Jahren der Krei30bmann gewählt , dessen ^ ahl der
kaiserlichen Bestätigung bedarf . Die notwendige klare Unterschei¬
dung zwischen den Wirkungssphären der Kreisvertretungen und jener
des Landtages bringt es *sit sich , da * dl * Landesordnung vielfach
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^eajm ^ rt T̂ rd &riE3Â *&* Den Landtage die gesetzgeberische Gewalt zu
nehmen diese auf die Kreise zu übertragen , wurde sich nicht em¬
pfehlen . Ks körnt ? der den Landtage zugewiesene gesetzgeberische
tvirxuu ^ Pkreis .̂^ir ^cnt bleiben , woferne nicht dem allerdings drin-
genier Leiürf .iisse n^ch einer staatsgrundgeaetzlichen Revision der
iüanlpt?tenzen des Reichsrates und der Länder in inrea gegenseitigen
Verhältnisse Rechnung getragen wird . Hingegen ist eine strenge
Scheidung zwischen den Selbstv rwaltungsfunktionen der Landesfunk¬
tionen und den Krei ?v rtretungen unerläßlich . Von dem Gesichtspunk¬
te ausgehend , daß nur jene Angelegenheiten , welche gemeinochaftli-
uhe -Interessen berühren oder inrem **esen nach eine Aufteilung auf
die hieise nicht vertragen , der Kompetenz des Landtages reserviert
bleiben sollen , hätten ausser den Gesetzgebungsakten zu den gemein¬
samen Angelegenheiten des Landtages unter anderen folgende Ver^ altungs-
Angelegenheiten zu gehören : die administrativen Angelegenheiten des
Landtages 30wie die Landtag ^wahlcn , die Organisation des Roamtenkör-
pers des Landesausschusscs und jener Anstalten und jnstitute , deren
Verwaltung als eine gemeinsame angesehen wird , die Verwaltung des
Landesvermögens , der Landesfonde , der Landesgüter , ferner der stif-
tungsfende und Stiftungsguter , insoweit die letzteren nicht mit ei¬
ner Kreisanstalt verbunden oder nicht den Angehörigen eines der bei¬
den Volk ^stämme vorbehalten sind , die Landesfinanzangelegenheiteu,
soweit ^ie sich auf die Deckung der Erfordernisse für die gemeinsamen
Angelegenheiten und auf den Schuldienst des Landes beziehen , die
Angelegenheiten der Landesbank , der Hypothekenbank , der mit den
Hochschulen in Verbindung siehendcn Jlumanitäts - und Sanitätsanstal¬
ten uni wissenschaftlichen Jnstitute , die Angelegenheiten der
Militär - und Gendarmericbequartiorung und die Angelegenheiten der ge¬
genwärtig in Betriebe stehenden Landeseisenbahnen . Es muß ferner der
Fall erwogen werden , dag die deutschen L^ndtagsabgeorineten die Erlas¬
sung von einzelnen Gesetzeenormen oder von Verwaltungsanordnungen für
das die deutsenen Kreise umfassende Verwaltungsgebiot für nötig hal¬
ten , eine Beschlußfassung hierüber aber an dem Hillen der czechi-
echen Landtagamchrheit scheitert . Ha dieser Schädigung zu begegnen,
wäre in die Landesordnung eine Bestimmung ungefähr folgenden jnhalts
aufzunehmen , wobei von der Voraussetzung ausgegangen wird , daß die
Landepordnung die Schaffung von zwei nationalen Abteilungen verfügt:
Die einzelnen Beratungsgegenstände gelangen vor den Landtag entweder
als Regierungsvorlagen oder als Vorlagen den Landesausschusscs oder
als Verlagen einer der beiden nationalen Abteilungen oder durch Anträ¬
ge einzelner Landtagsnitglieder . Alle in einer der drei erstgenannten
Formen eingebrachten Vorschläge müssen einer Vorbereitung in einem
Ausschüsse unterzogen werden . t?ir -i in zwei nacheinanderfolgenden Land¬
tagstagungen innerhalb zwei jahrenüber das Zustandekommen ainer *
Rechtsnormen enthalterden Gesetzesvorlage oder einer allgemeinen Ver¬
waltungsanordnung ein Einvernehmen im Landtage nicht erzielt , so
hat dies zur Folge , da & jede der beiden nationalen Abteilungen be¬
rechtigt ist , über einen solchen Gesetzentwurf oder 5ine solche
Verwaltungsanordnung selbständig zu -b-eraten ^ nd 'ZU^>f crhlie -ssen , jait
der Wirkung , daß die Wirksamkeit dieses Gesetzes oder der Vsrwal-
tungpanordnung sich nur auf das Gebiet der deutschen , beziehungsweise
der 'H&thise &en Kreisvertretungen und Kreisverhände erstreckt . Ein
solcR6i3eschlu3 der deutschen Abteilung des Landtages hat auch für
die in Prag , pileen und Budweis im nationalen Ratester der deutschen
Minderheit verzeichneten Personen rechtliche Geltung , soweit dieser
sich nicht auf eine im territorialen zusammenhange stehende \ngele-
gcriheit bezieht *. Von einer derartigen Beschlußfassung durch eine ein¬
zige nationale Abteilung des Landtages sind alle Angelegenheiten aus-
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genoxnaen, welche sich auf eine -Aenderung der Landesordnung , der
ĵ andtagswahlordnung , der Geschäftsordnung , der Gesetze über die
Kreisvertretungen , über den Landesschulrat , über den Landeskultur¬
rat und auf die Aenderung der Cemeindeordnungen und Gemeindewahl.
Ordnungen der Städte Prag , Pilsen und Budweis beziehen . Zu einer
#o3phen Aenderung sind übereinstimmende Beschlüsse der beiden na¬
tionalen .Abteilungen des Landtages erforderlich.

Bin Spracaenerlass des Handelsministeriums.
Wien, 19 . .August . Das Handelsministerium hat alle jene Handelskam¬
mern , die nicht schon zufolge ihrer Geschäftsordnung die deutsche
Sprache im Verkehr mit den Zentralstellen anwenden , in einem Erlas¬
se angewiesen , sich in Hinkunft in ihren Berichten und Eingaben an
das Handelsministerium sowie im Verkehre mit den übrigen Zentral¬
stellen und den k . u .k . Ministerien ausschliesslich der deutschen
Sprache als der Geschäftssprache dieser Zentralstellen zu bedienen,
pie Weisung ist an die slawischen und die italienischen Kammern
ergangen. .Audienz des Generalstabschefs .
Am 22 . Da. erschien der Chef des Generalstaba Freiherr von Conrad
in Audienz bei Seiner Majestät.

Die polnische Fräße.
In politischen Kreisen wird seit einigen Tagen davon gesprochen,
dass eine offizielle Enunziation über die Lösung der polnischen
Frage unmittelbar bevorsteht * Wie ich authentisch mitteilen kann,
ist eine solche Verlautbarung derzeit nicht in Aussicht genommen.

Anerkennung der Leistungen der polnischen Legion.
Wie verlautet , werden demnächst in einen Armeebefehl die Leistungen
der polnischen Legion ihre .Anerkennung finden.

Die Ausgleichsverhandlungcn.
Ueber den Stand der .Ausgleichsverhandlungen mit Ungarn erfahre ich,
dasa im Zuge der vorletzten Besprechungen über die Festsetzung der
Quote ungarischerseits neue Forderungen erhoben wurden , so dass der¬
zeit ausser der Quotenfrage noch mehrere Fragen staatsfinanzieller
Natur und Einenbahntariffragen noch offen sind ; insbesondere soll
auch noch die Frage ues Annaberger -Anschlusses einer neuerlichen
Unterhandlung unterzogen werden . Aus Aeusserungen von Persönlich¬
keiten , die an den .Ausgleichsverhandlungen tei !.r.*hmen, geht hervor,
dass die Unterhandlungen sich wohl sehr schwierig gestalten , dass
aber der österreichische Standpunkt bis jetzt erfolgreich zur Gel¬
tung gebracht wurde , so dass der abzuschliessende Ausgleich sicher¬
lich keine .Aenderung in peius darstellen wird.

Unser Verhältnis zu Rumänien.

Wie ich erfahre , weilte kürzlieh der deutsche Botschafter in Wien,
von Techirschky,und der frühere Österreichische Botschafter in Rom,
Herr von Xerey , in Bukarest . Der Aufenthalt der beiden Diplomaten
dauerte nur einen Tag. - Zur Situation selbst wird mir von hoher
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La Prozesse gegen Dr . Kramarz hat die Frage der Annä¬
herung der Polen und Russen , auf de ? Dr . Kramarz dan Neo-
alawismu * aufgebaut zu haben behauptete , eine groSe Rolle gespielt.
Hieaei hat 4er polri <ohe Professor Z 4 z i e c h o w e k i , wie sich
au * den Prozeßmateriale ergab , eine führende Stellung eingenommen.
Au* diesem Grunde und mit Rücksicht auf die gegenwärtig so hoch ak¬
tuelle Polenfrage glaube ich , daß es von Interesse ^ein wird , den
Standpunkt , den Professor Dr . Karjan Z d z i e c h o w s k i , ?enig-
atens öerzeit , in der Frage des Verhältnisses der Polen zun )ieoslawia-
au * eil nimmt , kennen zu lernen . Im Kiewer „ Dziennik Kijowaki " be¬
spricht nämlich Professor Z d z i e c h o w s k i , de ? als Vertreter
ae ?* in Rußland lebenden Polen im Jahre 1908 an den Präger Slawerkon-
greß teilnahm , die Auswüchse des Neoslawismus und hebt hervo ^ , daß
der Abgeordnete Dr . K r a m a r z Bit Rücksicht auf die Polen sein
ursprünglich auf die Förderung des Ru*
sen - und Prawoalawentums abzielendes
p r o g r a m m umzuformen sich entschloß ; als Hauptziel der neosla-
wischen Richtung bezeichnete er seither die kulturelle Entwicklung
der einzelnen slawischen Volkrstamme . Im Jahre 1908 sei Kramarz nach
Petersburg gekommen , wo er sich mit den russischen Politikern , mit
dem Polenklub und mit dem eeinerzeitigen Ministerpräsidenten Stolypin
ins Einvernehmen setzte . Um die Polen für seine Idee zu gewinnen , ha¬
be Kramarz gleich darauf einen Slawenkongreß nach Prag berufen.

Ich habe - schreibt Professor Zdziechowski - gleich nach meiner
.Ankunft in Prag wahrgenommen , daß daselbst eigentlich mit niemandem
zu verhandeln war . Die russischen Nationalisten W e r g u n ,
H i 1 e w i c z , K a r a w a j e w, K o m a r o w u . s .w. machten
wie immer durch ihre Keuchelei und durch den Ton gekränkter Unschuld
einen nichts weniger als ^ympatMschen Eindruck . Die DOlni ^che Abord¬
nung drang ârauf , daß der Kongreß durch einen Beschluß in entschie¬
dener Weise die Rechte der slawischen Nationen auf selbständige Exi¬
stenz anerkenne . Infolgedessen entstanden in der Gruppe der russischen
Delegierten ernste Meinungsverscniedenheiten . Schließlich wurde aber
doch dank der Ueberredungskunst des Grafen Vladimir B o b r i n s k i
eine Resolution gefaßt , welche den Wünschen der Polen entgegenkam.

Die Haltung des Graben 3obrinaki - fährt Professor Zdziechowski
fort - erschien mir jedoch keineswegs vertrauenerweckend . Trotz seiner
scheinbar polenfreundlichen Gesinnung bekundete er einen geradezu fa¬
natischen Eifer für die russische Propaganda in Ostgalizien . Dieses
Landesgebiet der Romanow-Dynastie , ?agte er mir , bilde für die Russen
ein nationales Heiligtum , das einem jeden aufrichtigen Russen ans
Hera gewachsen ist ; wir müssen dasselbe für uns zurückgewinnen , wenn
auch nicht materiell , da uns Kriegs - und Annexionsab ^ichten fern lie¬
fen , so doch jedenfalls intellektuell . Sollten die Polen bei der Rus-
sifizierung Galiziens uns behilflich sein , dann werden meine Anhänger
$1 * Bntgelt dafür in der Reichsduma gewisse polnische Forderungen un¬
terstützen . .Angesichts dessen gab mein Penos ^e Alexander Stachowitz
der Ansicht Ausdruck , daß bei der in Rußland in den höheren Sphären
herrschenden Strömung die Stimme des Grafen Bobrinski in der polni¬
schen Frage größere Bedeutung habe , ale die Erklärungen aller Kadet¬
ten und Liberalen zusammengenommen.

Nach dem Kongreß kam Graf Bobrinski in Begleitung des Dumaab*
geordneten G i z y c k i und des Generals W o 1 o d i m i r o v
für einen Tag nach K r a k a u . Sein eigentliches Reiseziel war
Lenberg . Der Dumaabgeordnete Nikolaus Lwow hat , von den Instinkt
eines gutevzopenen Hannes geleitet , im letzten Augenblick auf seine
Beteiligung an diesem Auafluge verzichtet , weil er nicht zun Danke
für die polnische Gastfreundschaft der Verbrüderung mit Hor ^n
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l) udykiewicz und der ganzen Schar der polnischen Gegner
beiwohnen wollte * General Wolodimirow hat 8ich bei seiner Ankunft
in Lemberg ebenfalls rasch in der Situation zurechtgefunden , und
wiewohl er früher lange Zeit , wie er mir selbst erzählte , in polen¬
feindlicher Umgebung gelebt hatte und deshalb einigermasaen vor¬
eingenommen war , hat er sieh wegen dar schwierigen Verhältnisse in
Ostgalizien der Agitation ferngehalten.

Im Oktober 193& begegnete ich dem Grafen Bcbrinski in Buda¬
pest , wo sich auch Dr . Kramarz einfand . Wahrend unserer zweitägigen
Besprechungen billigte Graf Bobrinski meine Anschauungen , als die
Beziehungen zwischen Polen und Ruthenen zur Erörterung gelangten
und es hatte den Anschein , dass er den Polen Wohlwollen entgegen¬
bringe.

Graf Bobrinski Verliese Budapest mit dem, wie er behauptete,
festen Vorsätze , die polnische Frage in der Reichsduma anzuregen.
Nun, seine Zusage hat er auch eingehalten , er hat in der Tat in
der Duma die polnische Frage in Anregung gebracht und sie sogar
in den Vordergrund gedrängt , nur tat er es anders , als er es uns
angekündigt hatte , denn er erklarte aie Loetrennung des Chelmer
Landes vom Königreiche Polen und den Kampf gegen das Polentum als
das nächste Ziel der „ slawischen Idee . " Nicht als unser Freund,
sondern als ein unerbittlicher Feind der Polen ist er aufgetreten.
Kürz die Slawophilen der alten Schule haben die Urheber der neosla-
wischan Bewegung, mit deren Hilfe sie ihr in der russischen Gesell¬
schaft stark hergenommenes Renommee wieder auffrischten , gründlich
getäuscht . Professor Zdziechowski verweist auf die klägliche Rolle,
welche Dr . Kramarz und Dmowski bei diesen Verhandlungen spielten
und schliesat mit den Worten , daß die slawische Brücke zwischen
polen und Ruesland sich als eine der gebrechlichsten erwiesen habe.

Wie ich erfahre , wird der Minister des Innern,Prinz Hohen¬
lohe , demnächst einen Erholungsurlaub antreten.

Eine neuerliche gemeinsame Beratung von Mitgliedern
des Herrenhauses und des Abgeordnetenhauses.

Am 24 . ds . hat neuerlich eine gemeinsame Beratung von Mit¬
gliedern des Herrenhauses und des Abgeordnetenhauses im Palt ts Silva
Tarouca statt . .Anwesend waren die Herrenhausmitglieder : Exzellenz
Baemreither , Exzellenz Czedick , Exzellenz Lanckoronski , Exzellenz
Exner ; die Abgeordneten : Wolf , Redlich , Dr . von Lan^ anha^ , Wichtl,
Friedmann , Dr . Ruban , Uderzal , Wassilko , Faiduti , Dr . Renner , Seitz,
Winter , Pernerstorfer , Dr . Diamand. Der Vorsitzende Silva Tarouca,
kam in seiner Eröffnungsrede auf die von den Herren in der letzten
Konferenz geäusserten Anschauungen zurück und ersuchte die Debatte
zum Gegenstande der Einberufung des Parlaments fortzusetzen * Gleich¬
zeitig teilte er mit , das * Abgeordneter Langenha ihn ersucht habe,
der Versammlung vorzuschlagen , sie möge vor allem die Notwendigkeit
der Frage der Einberufung der Delegationen überprüfen und sich in
diesem Sinne äussern . Als Erster ergriff Abgeordneter Pernerstorfer
das Wort , der daran erinnerte , dass die Sozialdemokraten immer eich
für die Einberufung des Parlament ausgesprochen haben . Es sei der
grösste Fehler der Regierung , dass sie so viele passende Gelegenhei¬
ten , die eine gute Veranlassung für die Einberufung des Parlaments
geboten hätten , versäumt habe . Eine Einberufung der Delegationen bei
gleichzeitiger Ausschaltung des Parlaments könne nicht befürwortet
werden . Das Wichtigste sei und bleibe das Parlament und es wäre gerade*
zu eine Herabwürdigung des Staates , wenn es zu Friedensverhandlungen



'--\ 'iep !.;.n :* nicht ochon -vorher Vorsorge für oin g^ t .'fur .k - \ r'̂ i,hr^ ^ .̂is
parj .arient .cetroffan worden wäre . Abge ^rdnei ^r Yfolf 'anerkennt die
grosse "; ?-/ ^ tung 'i - s Parlaments * Trotsden halte er daf 'ir , daß eine
Bin ^ oruAUn^ im gegenwärtigen Zeitpunkte und bei den besonderen Ua-
ctänden a,uch vom staatlichen Standpunkte aus , ' all ^u^ewagt wäre.
Ungarns Uebe ^ b^^icht sei ge^ iß recht schmerzlich , aber die deut*
sehen Abgeordneten hatten keine Schuld daran . Sbenso gehässig
^äre os , wenn mar. den tD-;utschen die Verantwortung daf \Ir auflasten
sollte , da % die Tcre di ? Parlaments wahrend des Krieges geschlossen
bleiben . Dean alle Erwägung mündet rdoch in aer Tatsache , daß
dar gegenwärtige Ministerpräsident Graf s ^ürgkh eine Tagung des
r ^ rlameats r/f. gegenwärtigen Zeitpunkt nicht will und darüber
werde man ,trotr , aller Konferenzen nicht hinwegkommen . Abgeordneter
Faid ^ : i erklärt , er und seine Partei empfänden es schmerzlich,
daß das Parlament nicht einberufen werde , in dem sicherlich der
einigende Staatsgedanke und der Grundsatz ; ^ Taceat ira ! zum Auedruck
gekommen wäre . Abgeordneter Dr . Diamand erinnert daran , daß der
I ^leuklüb seinerzeit einstimmig beschlossen habe , die Regierung
r,ur Einberufung des Parlaments aufzufordern . Ein arbeitsfähiges

tparl c it wäre eine Notwendigkeit für den Staat und auch ein be¬
sonderes Merkmal gegenüber dem Ausland . Man könne sich noch vor-

llen , da ^ in einem einheitlichen nationalen Staate das par-
1*.; ent entbehrlich sei , nicht aber in Oesterreich . Es sei so weit
^e ^ ^ ren , daß man in Oesterreich mit Niemandem über Oesterrei ch
sprechen könne . Stürgkh habe die polen an Burian verwiesen , und
Burian ^ abe sich geweigert sie zu empfangen . Der Mangel eines
Parlamente gefährdet die Jnteressen Oesterreichs , denn den Mini¬
stem fehle die entsprechende Jnformation . zudem sei die Regie¬
rung allein nicht imstande dem Volke klarzumachen , daß der
Krieg nicht ge ^en die Jnteressen Oesterreichs geführt werde . Beck
sei der elrxige Ministerpräsident gewesen , der den österreichischen
redanken repräsentiert habe * Noch eines wäre zu bedenken , das
feindliche Europa steht Oesterreich nicht so feindlich gegenüber
alg anderen Staaten , aber es müsste eine Repräsentanz Oesterreichs
da sein . Y<er nicht ein Feind Oesterreichs sei , müsse für das Par¬
lament eintreten . Auch Redner sei der Ansicht , daß Minister¬
präsident Stürgkh den geeignetsten Zeitpunkt für die Einberufung
des Parlamentes versäumt habe , immerhin aber wäre es dem Minister¬
präsidenten auch heute noch möglich , das Parlament in sein Recht
wjeder einzusetzen . Er künne dies aogar ohne besonderes Risiko
tun , da es ja die Sache der Parteien sein müsste , vorher entsprechende
Sicherheiten für einen ruhigen Verlauf der Tagung zu bieten.
Dr . von Langenhan begründet sodann seinen Antrag auf Einberufung
der Delegation . Wie die Dinge liegen , bestünde so gut wie keine
Auasicht,daß das Parlament einberufen werde und man müsse daher
das andere mögliche Ersatzmittel , die Einberufung der Delegationen,
anstreben . Gelänge dies , dann würden die Delegationen auch den
Beginn der parlamentarischen Arbeit darstellen und es wäre viel¬
leicht möglich , auf dem Umweg über die Delegationen au aem Parla¬
ment gelangen ; wie dem sei , so müsse man als Realpolitiker,
wenn das Unmögliche nicht gangbar , das Mögliche sichern . Deshalb
halte er es für wünschenswert , sich ernstlich wegen der Ermbgliohung
der Einberufung der Delegationen zu bemühen . Abgeordneter perners-
torfer erklärt es als Pflicht einer jeden konstitutionellen Regie¬
rung , den Versuch zumachen , eich mit den Parteien zu verständigen.
Kerrenhauanitglied Dr . Baernreither verweist darauf , daß die heu¬
tigen Verhältnisse eine Frucht von Dezennien seien . Man habe keine
yonnel für die Losung der nationalen Frage gesucht . Auch die Ver -*
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faesucg , die Y<m der Gleichberechtigung der Kationen spricht,
kleidet die ungelöste Frage nur in eine andere Form ^ : :. -
laaent anbelangt , so sei es vollkommen richtig , dass Miiiioterjiä^
sident Graf Stürgkh bei Kriegsausbruch den geeignetsten Zeitpunkt
für die Durchführung einer Konsolidierung des Parlaments verpcfiat
habe . Heute sei die Lage andere als zu Kriegsbeginn , hit densel¬
ben Rezept * sei der Fehler nicht mehr gut zu machen und es bedarf
ganz besonderer Sicherungen * Er halte dafür , dass es zweckdienli^
wäre , wenn man in einer besonderen Konferenz die erforderlichem
Sicherheiten bespreche . Wäre es möglich , dieselben zu nieten , dan
wäre ja die schwierigste .Arbeit geleistet . Nirgends gebe es wäh:*e
des Krieges normale Parlamentstagungen ; auch nicht in En r̂lani , wo
v&el hinter den Parlamentskulissen erledigt werde ? ebenso wie ..n
Deutschland . Zum Gelingen des angeregten Versuches gehöht C3.:,c
loyale Regierung und dann , wie schon gesagt , die Schaffung v t
Sicherheiten bezüglich der grossen politischen Fragen , ^ li solide
hebt Redner hervor ^ Die polnische Frage , von 3er es scheine o^s
man unter Beibelaasung Galiziens zu Oesterreich eim besondere
Konstruktion für das okkupierte Polen schaffen wero.u * ^ bgeor 'iie **
Diamand macht einen Zwischenruf : Bar hält Oesterreich nichn tJisl
Weiters führt Redner an , die Frage der Verordnung der sprachliche
Verhältnisse und die Aenderung der Geschäftsordnung . Bezüglich de
Delegationen sei er nicht der Anschauung , dass das Parlament
lediglich zum Zwecke der Vornahme der Delegationswahlen einzube¬
rufen sei , aber es gebe einen Mittelweg . Ifan könnte einen Teil
der notwendigen Sicherungen perfektionieren und dann die Delega¬
tionen wählen . Auf diese Weise würde ein Uebergang in das politi¬
sche Leben geschaffen . Wenn die Delegationssitzung gut ablauft,
entfallen die Bedenken gegen eine Tagung des Parlamentes . Redner
empfiehlt seine Vorschläge der Versammlung und gibt der Ueberzeug.
.Ausdruck , dass schon deshalb Schritte zur Sanierung unserer poli¬
tischen Verhältnisse unternommen werden ^üssten , wei ^ es tief be¬
dauerlich sei , dass wir Oestorreicher in ner Öffentlichen j..:3inung
des Auslandes überhaupt nicht existieren . Abgeordneter Pemerafcr-
fei meint ; Präsident Stlvester sollte die Obmännerkonferenz e ;.r<he
rufen und dieselbe hatte Beschlüsse hinsichtlich der Garantien
für eine ruhige Parlamentstagung zu fassen . Abgeordneter Sjitz
konstatiert , dass es sich nicht um das Abgeordnetenhaus alleir.
sondern um den Reichsrat handle . Die Obmännerkonferenz wäre er ^ t
einzuberufen , wenn die vom Herrenhausmitglied Baernreithor vorge¬
schlagene besondere Konferenz ihren Zweck erreicht nätte . Abgeord¬
neter Friedmann erklärt , dass die Obmännerkonferenz erst einzube¬
rufen wäre , wenn innerhalb der Parteien die Stellungnahme der Ein¬
berufung des Parlaments geklärt sei . 3s befremde ihn , dass solbsi
innerhalb des deutschen Nationalverbah ^es noch keine einheitliche
Auffassung bestünde . Redner empfiehlt dem Vorsitzenden für die
nächste Zusammenkunft einen wesentlich grösseren Kreis von Asgeorr
neten einzuladen . In den verschiedensten Kreisen und Schichten ^ei
Bevölkerung rufe man nach dem Parlament . Unsere zunehmende Ahhängi
keit von Ungarn sei gefährlich und ebenso wäre nur das Parlar -onc
geeignet , die immer mehr und mehr in der Bevölkerung um sich grei¬
fende Unzufriedenheit zu bannen . E3 wäre unschwer , im Woge von
Verhandlungen mit den einzelnen Parteien die erforderlichen Siche¬
rungen für eine Pariamentstagung zu schaffen . Kämen dann auch hie
und da Entgleisungen vor , so hätte dies nichts zu sagen , da sich
solche auch in anderen Parlamenten während des Krieges ereignet
haben . Redner verweist auf die scharfen Auseinandersetzungen im
ungarischen .Abgeordnetenhaus nach der letzten russischen Offensive
und auf die erregte Sprache , die gegenwärtig in Budapest geführt
werde . Abgeordneter *Renner betrachtet die Angelegenheit als Gesetz
lichkeitsfrage . Man müsse das Parlament wollen und dürfe dich nich
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den Kopf zerbrechen , ob man den grossen Bären des Parlaments , oder
den kleinen Bären der Delegation einfangen solle . Wer die vom Herren*
hausmitglied Baernrcither angedeuteten Sicherungen als vollwertige
Voraussetzungen nicht anerkennen will , will auch das Parlament nicht.
Wenn die bürgerlichen Deutschen und bürgerlichen Tschechen den Par¬
lamentarismus wünschen , dann müssen sie auch die Hand zu einem Waf¬
fenstillstand bieten . Die Rechte und Linke des Herrenhauses sei ei¬
nig und diese beiden Gruppen hätten die Aufgabe zwischen Deutschen
und Tschechen einen modus vivendi zu schaffen . Nur unsere innere
Zerrissenheit sei an. dem Verhältnisse schuld und mit ihr müsste auf¬
geräumt werden . Abgeordneter Y?olf bewundert den Optimismus Baern-
reither ' s und glaubt , das das was er von den Voraussetzungen sagte,
nicht zutreffe . Auch werde es nicht , wie Abgeordneter priedmann
meinte , mit einigen Entgleisungen abgehen , sondern es käme zu einem
Bahnbetrieb mit lauter Entgleisungen . Er erwähne nur die Sprachenfra¬
ge und die Empörung über den Wuchergeist . Redner hält es für empfeh¬
lenswert , daß die nächste Konforenz sich lediglich mit der Frage der
Tagung der Delegationen befasse und er behalte sich seine Stellung¬
nahme vor , ob eine Einberufung der Delegationen ohne vorherige wähl
durch das Parlament stattzufinden hätte . Friedmann meint , daß die
Einberufung der Delegationen unter Ausschaltung des Parlaments eine
Negation des letzteren wäre . Es bestehe nicht nur das Bedürfnis zur
Erörterung von Fragen der auswärtigen Politik , sondern auch wichtiger
Fragen der inneren Politik . Abgeordneter Seitz erinnert daran , daß
bezüglich der Delegationen zwei staatsrechtliche Auffassungen beste¬
hen . Die eine , daß die Delegationen alljährlich zu wählen seien , die
andere , daß sie bis zur Neuwahl fortbestehen , falls Neuwahlen nicht
möglich sind . ^enn die Regierung die Delegation wollte , fände sie auch
die staatsrechtliche Jntorpretation . Bs sei auffallend , daß seit ..
Kriegsbeginn keiner unserer Staatsrechtslehrer etwas noch von sich
hören licsse . D̂ e Parlament selbst r̂erde gebraucht , nicht wegen des
Auslandes , sondern wegen der regulären Funktion des Staatsbetriebes.
Man habe sich nicht zu fragen , wie das Parlament die grossen Fragen
zu lösen hätte , sondern umgekehrt , wie es andere geschehen könnte.
Der Absolutismus habe durch 2-* Jahre versagt . Mare nur um ein Bei¬
spiel anzuführen , diese  Kriegsgewinststeuer möglich , -renn das Parla¬
ment auch nur als Expertise herangezogen worden wäre . Er xonne sich,
obwohl er Anhänger einer unbedingten Einberufung des Parlamentes
sei , in den Cedanken einer Zwischenform zwischen Absolutismus und
Parlament in der Weise hineinversetzen , daß zunächst die grundlegen¬
den Aenderungen vorgenommen und dann das Parlament einzuberufen wä¬
re , aber ganz unverständlich sei ihm, daß gar nichts geschehen solle.
Redner bespricht schließlich die Anregungen Baernrcithers , die er
für zweckmässig hält . Jnfolge der vorgerückten stunde unterbrach
der Vorsitzende die Debatte , von der er meinte , das sie sehr wert¬
volle Anscnauungen zutagegefördert habe . Zugleich kündigt er an,
daß er in zwei bis drei Wochen eine neuerliche Konferenz einberufen
werde , zu der er die Herren bitte , sich recht zahlreich einzufinden.
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^ie Beurlaubung dee Minicter des Innen Prinnan Hohenlohe.

Zur Beurlaubung des Ministers dee Innem Prinzen Hohenlohe
erfahre ich : Die letzte Ursache N9M Antrit de* Urlaube* war tat-
a&ehlioh eine Herzaffektion , die aber ^ icklichwwise als ein nur
vĉ bergehendes, durch CebeyanctrcnguMg und gswiss anch durah
psychische inAtisse hertergerufanea , nicht organisches Leidem
diag^ stiziert ^wurde. Jedenfalls wird Prina Hohenlohe zur Wieder¬
herstellung seiner sundhüt längere Xeit brauchen, üb und wann
er sein Ast wieder MbaraehMMn wird, hRngb allerdings auch von an¬
deren Umständen ab. Jga ist bekannt, das* zwischen ihm und dam
Grafen Stiirgph seit langem tiefgehende ^ inungsverschiodehheiten
in grossen politischen Freren bestehen, welche die Stellung des
Prinzen Hohenlohe im Kabinett ajUssererr!ehtl ich schwierig gestal¬
teten * Namentlich in dar letzten !eit sollten sieh mehrfach ga¬
zeigt haben. Yen den Hbrigan Ministem soll derzeit nur der Finanz-
minister ĥr.V. Leth dm Prinzen Hch#dohe politisch näherstehen.
Bis Differenzen zwischen den Graten StMrpjkh und das Prinzen Hohen¬
lohe sind auch bei der Beurlaubung des Letzteren ziemlich scharf
zutage getreten . 9er Redanha, die Beurlaubung ohne Publikation ein¬
treten tu lassen , wurde in beiderseitigem Ein̂ rnehasn fallen gelaa
sen, da daa derzeit besonders wichtig* Ressort des Innern iE Mi¬
nisterräte durch einen der Ministert r̂antwortlicHceit unterliegen¬
den Chef vertreten sein watete. 3e wäre nun nRglieh gewesen einen
anderen im Amte befindlichen Minister Hit der Leitung des Ministe*
riuas des Innern beauftragen zu lassen . Auch daa war jedoch wegen
des grossen Unfangaa und der Bedeutung der Agenden nicht tunlich,
tsasomehr, als sich im Kabinett gegena#tig kein Minister befindet,
der die politische Verwaltung aus eigener Praxis kennt, i* sMaste
dshsy ein Mheysa politischer Beamte** ^ ^ Ŷ itung betraub
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werden als solcher kamn^turgea$4ss vor allaw Freiherr von Han¬
del in Betracht. Ks handelte eich URt den Wortlaut dee kaiser¬
lichen Handsehreibens. Als Oraf Meski nach seiner Erhradhaig in

; . i , , /
Freiherm von ^ gel einen Vertreter erhielt , hiess ee iw kaiser-
1ichen Handschreiben, daas dieee Vertretwg *̂ i^ *§tf weitaree*
platssugreifen hebe. Doch War ee dataala eilen î iŷ weihten klar,
daes dieee Forsael mit der endgiltigen Verabschiedung dee Qrafen
Zaleeki gleichbedeutend se^. Auch fUr die Beurlaubung dee Prinsen
Hohenlohe wer nun dieee Fcrael ia Aussieht gen̂Maen und erst über
nachdrückliches Verlangen dee Grinsen Hohenlohe wurde die Formel
*bi* sv WiedeAerstelluag der Gesundheit̂ gewählt, welche der
Wiedehtbemahao des Amtes durch den Prinzen Hohenlohe nicht so
schroff entgegensteht*

j&g-g$$bi^
^fMhla

Ich hebe Mirslich von einen ]$rlass dee Handelaainisterivn be¬
richtet , durA welchen der l^ rachgebraudh bei den HandelskaTmem
in B5hmen neue garegelt wurde. Wie ich erfahre , haben an 7.d*M.
cachisehe Abgeordnete beim Ministe rpî sidenten Qrafen Ptür^ ch in d
di ŝery Angelegenheit vorgesprochen* Auch werden die cechischen
Handel skwamem, wie verlautet , eine Beschwerde an das Kreisgsricht
wegen VerletsMMg des Art. 13 8t . 9. 9. g ŷwi diesen Krlass einbrin¬
gen.

Bevorstehende Prosesse.
Bei der Wiener LaMwehr- Anwaltschaft sind gay â ytig eine

Reihe ven politischen Erhebungen anhängig, deren Ahschluss in der
nächsten Zeit su erwarten ist . Vor allem wurde schon vor mehreren
Monaten die Untersuchung gegen daa Abgeordneten Klofac, der seit
Kriegsbeginn in Haft ist und gagea den ursprüngiich daa Verfahren
in Prag eingeleitet wurde, der Wiener Militäranaaltschaft , über-
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tragaaa* Hier leitet der Oberleutnant- ÂMitor Ik'.PrwMingar, der
bekâ tlieh aMh im Preaeaa Krwaâ ĴLa AnMHgur fungi^ŷ e, die
LrhebuBgan, die einen groaaen Hafiang an̂ noMfWi hâ en rtehr-
fauchê eiaen n&eh Bühnen und Strien erforderlich mechten. Ina¬
besonder* in Serbien iet aehr b l̂ âtan êa Material g f̂tŵ en wor^
d%a* !m Zuâ n̂ ange dandt ^^ ht a*Mh di ^ Hhterâ !̂ ung g^ en
einen Spien, durch deaaen bereite nâdhĝ eaener Ŷ br ĉhen die
Fbigan der hedyyerŷ teria ^ n %tt ^ teit des Kiefac üluatri ^rt
ŵ rd^ Eine zweite Qr̂ ype wen!Mt3̂ udiungen b9%i<&t eich !*uf
die Abgeordneten Maoa&ik und ITHrich. lin ?̂ !?eih^ wn P^raonw,
^eren 7e3d̂Aten ^uf ihre Verbindung mit den erwähnten Hô werr^
t ^m hinŵ iat , iat in Haft und die tMterauohcng wird geßen &ie
geführt . Dî Tochter dea b̂gaer n̂^ en M̂ ^rik, di ^ in Oester^ ich
KurücMRiab, w&r bia vor Kurâ a ^ Ldchf^lla in Chtera?JMßYungah^ft
wurde jedech auf freien Fuaa gwetat . Die IM̂ r ûchung gê n aie
läuft aber weiter . Geĝn die Abgeor̂!n t̂en Maaarik und Ulrich u*
deren Sahretär Dr. Lee Nychr̂ a werden daw îchat St Abriefe
wagen dea TerbreAana d^a Hodĥ rr^tea erlaaa n̂ ŵ Man. Dieae
Peraenen halten aich gegen̂ iyti ^ n' âtlich in Scb̂ fheuaen in der
Schwda aaaa, ven wo Maga&Hcn^oh der Krie^ eŷ läruog Huryylniena
an dan König von Renten ein ^uldigung&telegrwr ) ab-
g:-)a n̂dat hat . Jlne dritte ^n^ p*? von Uhtarsuchâ an betrifft die
F̂^ tion ^ra der Zivaoatenak?*. ^ank&, vor allam deren ^iraktorgn,
^r. Preia @u^t Pil *&+ Die Out^ î aĥaog die breitster Bnaia
g^&hrt wird, tx̂ d die ĝ aâ te TLtî eit de? genannt̂n Pank tta*
faaat wird vom 0b%rl3Û aa&-AMditer Ir . Zechau iatr gleitet,
^üah Wie mir weitere mitg<*ttilt #ird iat di# Anklage gegan
Dr. Franz Sokotp, dann Hofrat Olit^ h tat b r̂^ita f ^^ i^ eat^Ht
^ dürfte die T̂ rhandltmg hie ^ib r̂ ^<̂ näohâ M̂ ordn t werden.
Auaaerd'an wird ton d r̂ Militärww dtadt ^ft g )g^ 4en in Prag
stationierten rueaiadhen Biadhef ^ikol^ua Ryatkew di^ Iht rau-
^ ^ng geehrt . Wâ die V^diwUung üb̂ r die ^iditi ^ coi t,abesc).w rd.
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des Dr. Kramar anbelangt, so ist dieselbe nicht vor November zu
erwarten. Vom obersten Landwehrgericht ist Oberleutnant-Auditor
Dr. Sedlacek mit der Vorbereitung dieser Verhandlung betraut.

politischen
Eine Aktion zurfAnnäherung des deutschen Adels an die

deutschen bürgerlichen Parteien.
Wie ich erfahre , hat am9.d, in Wien in einen intimen Kreise

eine Besprechung zwischen Angehörigen des deutschen Adels und
der deutschen bürgerlichen Parteien stattgefunden , in welcher
über einzuleitende Schritte zur Herbeiführung einer politischen
Annäherung beider Gruppen, beraten wurde. Diese Konferenz wird
demnächst in einem erweiterten Umfange fortgesetzt werden.

)
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teit,

Ich erlaube mir heute über folgende Angelegenheiten zu

Streng vertraulich!

Nur zur eigenen Information i

Suer Exzellenz!

berichten

Die Beurlaubung des Ministers des Innern

Prinzen Hohenlohe.

Zur Beurlaubung des Ministers des Innern Prinzen Hohen¬

lohe erfahre ich : Die letzte Ursache zun Antritt des Urlaubes war

tatsächlich eine Herzaffektion , die aber glücklicherweise als ein

nur vorübergehendes , durch Ueberanstrengung und gewiss auch durch

psychische Einflüsse hervorgerufenes , nicht organisches Leiden

diagnostiziert wurde . Jedenfalls wird Prinz Hohenlohe zur Wieder¬

herstellung seiner Gesundheit längere Zeit brauchen . Ob und wann

er sein Amt wieder übernehmen wird , hängt allerdings auch von an¬

deren Umständen ab . Es ist bekannt , dag zwischen ihm und dem Grafen

Stürgkh seit langem tiefgehende Meinungsverschiedenheiten in gros¬

sen politischen Fragen bestehen , welche die Stellung des Prinzen

Hohenlohe im Kabinett ausserordentlich schwierig gestalteten . Na¬

mentlich in der letzten Zeit sollen sie sich mehrfach gezeigt ha¬

ben . Von den übrigen Ministern steht derzeit nur der Finanzminister

Dr . v . Leth dem Prinzen Hohenlohe politisch näher . Die Differenzen

zwischen dem Grafen Stürgkh und dem Prinzen Hohenlohe sind auch

bei der Beurlaubung des Letzteren ziemlich scharf zutage getreten.

Der Gedanke , die Beurlaubung ohne Publikation eintreten zu lassen,

wurde in beiderseitigem Einvernehmen fallen gelassen , da das der¬

zeit besonders wichtige Ressort des Innern im Ministerrate durch
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einen der Hinisterverantwortlichkeit unterliegenden Chef vertreten

sein musste . Es wäre nun möglich gewesen , einen anderen im Amte

befindlichen Minister mit der Leitung des Ministeriums des Innern

beauftragen zu lassen . Auch das war jedoch wegen des grossen Um-

fanges und der Bedeutung der Agenden nicht tunlich , umsomehr , als

sich im Kabinett gegenwärtig kein Hinieter befindet , der die poli¬

tische Verwaltung aus eigener Praxis kennt . Es musste daher ein

höherer politischer Beamter mit der Leitung betraut werden und als

solcher kam naturgemäß vor allem Freiherr von Handel in Betracht.

Es handelte sich nun um den Wortlaut des kaiserlichen Handschrei¬

bens . Als Graf Zaleski nach seiner Erkrankung in Freiherrn von

Engel einen Vertreter erhielt , hieß es im kaiserlichen Handschrei¬

ben , daß diese Vertretung „bis auf weiteres"  platzzugreifen habe.

Doch war es damals allen Eingeweihten klar , daß diese Formel mit

der endgiltigen Verabschiedung des Grafen Zaleski gleichbedeutend

sei . Auch für die Beurlaubung des Prinzen Hohenlohe war nun diese

Formel in Aussicht genommen und erst über nachdrückliches Verlan¬

gen des Prinzen Hohenlohe wurde die Formel „bis zur Wiederherstel¬

lung der Gesundheit"  gewählt , welche der Niederübernahme des Amtes

durch den Prinzen Hohenlohe nicht so schroff entgegensteht.

Die tschechischen Handelskammern und die Anwendung der

deutschen Sprache.

Ich habe kürzlich von einem Erlaß des Handelsministeriums

berichtet , durch welchen der Sprachgebrauch bei den Handelskammern

in Böhmen neu geregelt wurde . Wie ich erfahre , haben am 7 . d .M.

tschechische Abgeordnete beim Ministerpräsidenten Grafen Stürgkh

in dieser Angelegenheit vorgesprochen . Auch werden die tschechischen

Handelskammern , wie verlautet , eine Beschwerde an das Kreisgericht

wegen Verletzung des Art . 19 St . G. G. gegen diesen Erlaß einbringen.
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B e v o r s t e n e n a e P r o a e s s 3 .

Bei der Wiener Landwehr - Anwaltschaft sind gegenwärtig eine

Reihe von politischen Erhebungen anhängig , deren Abschlug in der

nächsten Zeit au erwarten ist . Vor allem wurde schon vor mehreren

Monaten die Untersuchung gegen den Abgeordneten Klofac , der seit

Kriegsbeginn in Haft ist und gegen den ursprünglich das Verfahren in

Prag eingeleitet wurde , der Wiener Militäranwaltechaft übertragen.

Hier leitet der Oberleutnant -Auditor Dr . Premminger , der bekanntlich

auch im Prozess Kramar als Ankläger fungierte , die Erhebungen , die

einen grossen Umfang angenommen haben und mehrfache Reisen nach

Böhmen und Serbien erforderlich machten . Insbesonders in Serbien ist

sehr belastendes Katerial gefunden worden . Im Zusammenhange damit

steht auch die Untersuchung gegen einen Spion , durch dessen bereits

nachgewiesene Verbrechen die Folgen der hochverräterischen Tätigkeit

des Klofäc illustriert werden . Sine zweite Gruppe von Untersuchungen

bezieht sich auf die Abgeordneten Masarik und Dürich . Eine Reihe von

Personen , deren Verhalten auf ihre Verbindung mit den erwähnten Hoch¬

verrätern hinweist , ist in Haft und die Untersuchung wird gegen sie

geführt . Die Tochter des Abgeordneten Masarik , die in Oesterreich

zurückblieb , war bis vor Kurzem gleichfalls in Untersuchungshaft,wur¬

de jedoch auf freien Fuß gesetzt . Die Untersuchung gegen sie läuft

aber weiter . Gegen die Abgeordneten Masarik und Dürich und deren

Sekretär Dr . Leo Sychrawa werden demnächst Steckbriefe wegen des

Verbrechens des Hochverrates erlassen werden .Diese Personen halten

sich gegenwärtig sämtlich in Schaffhausen in der Schweiz auf , von wo

Masarik nach der Kriegserklärung Rumäniens an den König von Rumänien

ein Dank- und Huldigungstelegramm abgesendet hat . Eine dritte Gruppe

von Untersuchungen betrifft die Funktionäre der Zivnostenska Banka,

vor allem deren Direktoren , Dr . Preiss und Pilat . Die Untersuchung,

die auf breitester Basis geführt wird und die gesamte Tätigkeit der



genannten Bank umfasst , wird von Oberleutnant - Auditor Dr . Zechmeister
geleitet . - Wie mir weiters mitgeteilt wird , ist die Anklage gegen

Dr . Franz Sokoup , dann Hofrat Olic bereits fertiggestellt und wird
die Verhandlung hierüber demnächst angeordnet werden . Ausserdem wird
von der Militäranwaltschaft gegen den in Prag stationierten russischen

Bischof Nikolaus Ryitkaw die Untersuchung geführt . Was die Verhandlung
über die Nichtigkeitsbeschwerde des Dr . Kramar anbelangt , so ist die¬
selbe nicht vor November zu erwarten . Vom Obersten Landwehrgericht
ist Oberleutnant -Auditor Dr . Sedlacek mit der Vorbereitung dieser Ver¬
handlung betraut.

Die Ausgleichsverhandlungen.

'Wie ich aus bestinformierter Quelle erfahre , sind nunmehr
die Verhandlungen zwischen den beiden Regierungen über den Ausgleich
bis auf die Quotenfrage definitiv beendet . In Bezug auf die Quoten¬
frage besteht allerdings noch eine grosse Differenz . Ungarn verlangt
die Herabsetzung der derzeitigen Quote um 2 %, so daß die Quote im
Falle der Erfüllung dieser Forderung auf die Höhe heraogedrückt wür¬
de , die sie vor den Ausgleichsverhandlungen des Jahres 1907 hatte.

Eine angebliche Krise in der böhmischen Statthalterei.

In den letzten Tagen waren in Wien Meldungen verbreitet,
denen zufolge ein Wechsel in der böhmischen Statthalterei bevor¬
stehen sollte . Als Grund für eine solche Aenderung wurde angegeben,
daß Statthalter Graf Coudenhove sich allzusehr für die Reformpläne
des Ministers Hohenlohe bezüglich der Lösung der böhmischen Streit¬
frage eingesetzt und es an der nötigen Zurückhaltung fehlen gelassen
habe . Wie ich erfahre , weilte Statthalter Graf Coudenhove vor Kurzem
in Wien , bei welcher Gelegenheit er eine Besprechung mit dem Minister¬
präsidenten hatte . Es wird mir versichert , daß die eingangs erwähnten
Gerüchte der Richtigkeit entbehren und daß zwischen Grafen Coudenhove
und dem Ministerpräsidenten das beste Einvernehmen herrscht.
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Eine politische Aktion zur Annäherung des deutschen

Adels an die deutschen bürgerlichen Parteien,

Wie ich erfahre , hat an 9 . öa , in Wien in einem intimen

Kreise eine Besprechung zwischen Angehörigen des deutschen Adels

und der deutschen bürgerlichen Parteien stattgefunden , in welcher

über einzuleitende Schritte zur Herbeiführung einer politischen An¬

näherung beider Gruppen beraten wurde * Diese Konferenz wird demnächst

in einen erweiterten Umfange fortgesetzt werden.

Ein Memorandum des deutschen N̂ tionalverbandes an die Krone.

Bekanntlich trat am 13 . ds . der deutsche Nationalverband

zu einer plenarversammlung zusammen , in welcher von Vorsitzenden

ein sehr umfangreiches Referat über die politische und wirtschaft¬

liche Lage erstattet wurdet TJeber Antrag des Abgeordneten Hummer

beschloss der Verband nahezu einstimmig , die Auffassung der Deut¬

schen in Oesterreich hinsichtlich der politischen Lage im Innern

und namentlich der wirtschaftlichen Verhältnisse in einen Memoran¬

dum festzulegen und dasselbe in Ehrfurcht der Krone zu überreichen.

Bevorstehende Einführung von Teekarten.

Wie mir mitgeteilt wird , plant die Regierung zum Zwecke

der Regelung des Verbrauches von Tee bereits für die nächste Zeit

die Einführung von Teekarten*
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8 t r e n g v e r t r a u 1 i c h ! Nur zur eigenen Information.

Weitergeben verbaten ! ,

Wien,27 . September 1916

Euer Exzellenz !
V?' rjr,

Ic ^ - Rrlauhe mir heute Buer Exzellenz wieder einige vertrau¬
liche Mitteilungen zukommen zu lassen.

Bine bedeutsaue politische Aktion

des Herrenhauses.

Von hoher politischer Seite gehen mir folgende Berichte zu:
Am 2^ . De. versammelten eich die Vertreter der drei Gruppen

des Herrenhauses zu einer längeren politischen Beratung , an welcher
teilnahmen : für die Gruppe der Rechten der Obmann Graf Heinrich
Clai '- j^ rtinic , für die Mittelpartei der erste Obmann- Stellvertreter
Alois Freiherr von Czedik und für die Verfassungspartei Fürst Llax
llgon von Fürctenberg . Graf Clam-Martinic , der seit Kriegsbeginn sich
von all ^n politischen Beratungen fernehielt , war zu dieser Bespre¬
chung eigens nach Wien gereist . Die Beratung war von mehrstündiger
Dauer * Vor allem wurde die innerpolitische Lage eingehend erörtert
und hiebei festgestellt , daß sich in allen parlamentarischen Körper¬
schaften Bestrebungen zur Aufnahme der politischen Arbeit bemerkbar
machen . Umso bedauerlicher sei , daß von Seiten der Regierung nichts
geschehe , um diese Kräfte zusammen zu fassen und die üiederkeir ver¬
fassungsmässiger zustande zu ermöglichen . Gerade mit Rücksicht auf
Ungarn , wo die beiden Häuser des Reichstages trotz der ausserordent¬
lichen Verhältnisse in der Lage seien , ihre verfassungsmässigen Rech¬
te auszuüben , sei es wünschenswert , dab auch in Oesterreich mit dem
Abbau des absolutistischen Zuetandes begonnen werde . Schließlich wur¬
de von der Beratungeteilnehmern der Ueberzeugung Ausdruck gegeben,
daß die Regierung die Aufgabe habe , das Parlament ehestens wieder
zur Arbeit gelangen zu lassen und daß daher zumindestens der Versuch
gemacht werden müsse , im ^ ege der Einberufung der Delegationen die
Möglichkeiten für eine spätere ruhige Parlamentstagung zu prüfen.

Line Vorsprache beim Ministerpräsidenten.

Unmittelbar nuch Schluß der Konferenz , die im Reichsrats¬
gebäude stattfand , begaben sich die Vertreter der drei Gruppen des
Herrenhauses zum Ministerpräsidenten Grafen Stürgkh . In längerer
V.echselrede wurde auch hier von Seite der Erschienenen die Notwendig¬
keit der Wiederherstellung verfassungsmässiger Zustände betont und
ceia Ministerpräsidenten in offizieller Form mitgeteilt , daß alle drei
larteien des Herrenhauses einig in der Auffassung seien , es müsse die
Regierung den Abbau des absolutistischen Zustandes sofort in Angriff
nehmen . Sollte die Regierung Bedenken gegen eine Einberufung des
Parlaments in allernächster Zeit haben , so sei man innerhalb der drei
Gruppen der Ansicht , daß in diesem Falle die alte Delegation einberu¬
fen werden müsse , um eine Aussprache über die schwebenden politischen
Fragen zu ermöglichen . Selbstverständlich müsste einer solchen Dele-
g&tionetagung , falls dieselbe , wie von den Herrenhausmitgliedern mit
aller Sicherheit erwartet werde , einen ruhigen und der Sache dien¬
lichen Verlauf genommen hätte , unmittelbar eine Tagung des Parlaments
folgen , bei welcnen Anregungen auch zu bedenken sei,welchen besonde¬
ren Eindruck die Aufnahme der parlamentarischen Arbeiten in Oester -
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reich im neutralen Ausland und in den feindlichen Staaten machen
würde . Schließlich , wurde der Ministerpräsident von den Vertretern
der Gruppen ersucht , sich bis zu einem bestimmten Termine , als solcher
wurde der 1 . Oktober d . J . vorgeschlagen , übey seine weiteren Absich¬
ten in der Frage der Einberufung der Delegation , resp . des Parl &mem:
zu äussern . Bis dahin wird das Herrenhaus eine .- auwartende Haltung
einnehmen und keine weiteren Schritte unternehmen . Sollte der Mini¬
sterpräsident auf seinem Standpunkt beharren , daR derzeit weder eine
Einberufung der Delegationen , noch des Parlaments möglich sei , so
würden nach dem festgelegten Termine von Seiten des Herrenhauses Maß¬
nahmen in Anwendung gebracht werden , über welche schon h ute bestimmte
Vereinbarungen vorliegen.

Graf Julius Andrassy in Wie n.

wie ich ausserdem erfahre , hat Graf Julius Andrassy in den
allerletzten Tagen in Wien geweilt , wohin er sich über Einladung
österreichischer politischer Persönlichkeiten des Herrenhauses be¬
geben hatte , jjs handelte sich bei den Besprechungen , die Graf Andrassy
hier hatte , naturgemäß gleichfalls um die Frage der Einberufung der
Delegationen . Graf Andrassy reiste am 26 . abends nach Budapest zurück,
dürfte jedoch in der nächsten Woche wieder in Wien eintreffen.

Der Minister des Innern Prinz Hohenlohe ist vor einigen Tagen
von Marienbad abgereist und auf der Durchreise in Wien eingetroffen.
Prinz Hohenlohe wird den Rest seines Urlaubes in Steiermark verbringen*

Der gemeinsame Finanzminister Herr von Koerber weilte in den
letzten Tagen im südwestlichen Hauptquartier , wo er längere Bespre¬
chungen mit Seiner kais , Hoheit Erzherzog Hugeu hatte.

Aus dem Polenklub .

In der am 19 . Ds . abgehaltenen Sitzung der politischer Kommis¬
sion des Polenklubs wurde Beschwerde darüber geführt , daß bisher der
Beantwortung der Frage , was Oesterreich - Ungarn eigentlich ait Polen
vorhabe seitens des Ministers des Aeussern geflissentlich ausgewichen
worden sei . Der Minister habe sich sogar geweigert , eine Abordnung
des Polenklubs , die bei ihm zur Erörterung der polnischen Frage vor¬
zusprechen beabsichtigte , zu empfangen , wobei er Dr . von Silinski er¬
suchte , von diesem ablehnenden Bescheid die polnischen Abgeordneten
nicht in Kenntnis zu setzen . 3!s gelte als eine notorische Tatsache,
daß das ursprüngliche uebereinkommen zwischen uesterreich - un^ arn und
Deutschland hinsichtlich der Lösung der polnischen Frage nunuehr zum
Nachteile der Polen abgeändert wurde . Die Absicht , ein Manifest an
die Polen zu erlassen , habe man plötzlich aufgegeben . Die Polen sol¬
len mit der Proklamierung der Selbständigkeit des Reichseigebietes
abgefunden werden.

Die gemeinsame Beratung reichsdeutscher und österreichischer
Parlamentarier in Salzburg.

Bekanntlich hat am 24 . Ds . eine Aussprache reichsdeutscher
und österreichischer Parlamentarier in Salzburg stattgefunden . Ueber
3ie Beratung erfahre ich : Das Mitglied des deutschen Reichstages
Müller - Meiningen referierte zunächst übir die von dem engeren Komitee
in den früheren Beratun ^*n aufgestellten Richtlinien , di ** folgender-
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massen lauten ; 1 . ) Die durch die Waffenbrüderschaft zwischen dem
Deutschen Reiche und der österreichisch - ungarischen Monarchie ge¬
schaffene Lebensgemeinschaft muss nach Beendigung des Krieges zur
^rhaltun ^ des Friedens wie zum Schutze und zur Förderung der poli¬
tischen , militärischen und wirtschaftlichen nacht der beiden ver¬
bündeten Mächte ausgebaut werden . 2 . ) Unter Wahrung der Selbstän¬
digkeit der beiden Reiche ist der sofortige Abschluß von Vereinba¬
rungen , welche die politischen , militärischen und wirtschaftlichen
Beziehungen im einheitlichen Sinne ergeben , notwendig . 3 . ) Auf
Grundlage dieser Vereinbarungen müssen gemeinsame Programme geschaf¬
fen worden , die deren Durchführung sichern , in planmässigem Zusam¬
menarbeiten durch Aufklärung und Gedankenaustausch "die Fühlung
zwischen beiden Reichen aufrechterhalten , das gegenseitige Vertrau¬
en stärken und übereinstimmende Akte der Gesetzgebung und Verwaltung
vorbereiten sollen . 4 . ) Jm einzelnene erscheinen erforderlich;
a ) ein langfristiges Schutz - und Friedensbündnis , aas aurch Ein¬
richtungen ergänzt werden soll , die die dauernde Uebereinstimnung
der auswärtigen Politik heider Reiche sichert ; b ) eine langfristi¬
ge Militärkonvention , die eine gleichmässige Heranziehung der Bevöl¬
kerung beider Reiche zum Militärdienste , Einheitlichkeit der Heeres - '
und Flottenverfassung , gleichmässige Bewaffnung und Ausrüstung,
Uebereinstimmung in Organisation , Formation sowie in den Mobilma¬
chungsvorschriften , den Bau strategischer Eisenbahnen , Vorratssi¬
cherung für den Krieg , wechselseitige Besichtigungen , gemeinschaft¬
liche Uebungen , Austausch von Offizieren anstrebt ; c ) ein langfristi¬
ges Y/irtschaftsbündnis , das darauf gerichtet ist , in Zoll - und Han¬
delsfragen beider Teile nach aussen als Einheit erscheinen zu las¬
sen und im Verkehr der beiden Reiche unter sich die zur Zeit noch
nicht zu entbehrenden Zollschranken baldmöglichst abzutragen;
d ) vertragsmässige oder übereinstimmende gesetzliche Bestimmungen
auf dem Gebiete des Verkehres , des Handels und dnr Gewerbe , des
Gesundheitswesens , der sozialen Fürsorge , des Schutzes des gewerb¬
lichen und geistigen Eigentums.

An das Referat schloß sich eine sehr eingehende Erörterung,
an der sich von reichsdeutscher Seite die folgenden Politiker betei¬
ligten : Naumann, oeser , Kerschensteiner , Schiffer , Waldstein , Graf
Westarp und Freiherr von zcdtlitz ; von österreichischer Seibe die
Abgeordneten Dr . Groß , Dr . Sylvester , Dr . StÖlzel , Wolf , Dr . von
Mühlwert , Friedmann , pantz und Landeshauptmannstellvertreter Jäger.
Schließlich wurden die aufgezählten programmatischen Leitsätze von
der Versammlung angenommen , wobei punkt c . ) folgende Fassung er¬
hielt : „ ein langfristiges Wirtschaftsbündnis , das darauf gerichtet
ist , ein gemeinsames Vorgehen beim Abschlüsse von Handelsverträ¬
gen sicherzustellen und den wirtschaftlichen Zusammenschluss anzu¬
bahnen . . . " Diese Fassung bezüglich des YRrtschaftsbündnisses stellt
ein Kompromiss mit den Konservativen dar . Sodann erstattete Abgeord¬
neter pacher ein eingehendes , vollendet ausgearbeitetes Referat
über die polnische Frage unter besonderer Berücksichtigung der künf¬
tigen staatsrechtlichen Figuration Galiziens und über die Stellung¬
nahme der Deutsch - Oestcrrcicher zu der beabsichtigten Neuregelung.
Abgeordneter pacher verwies darauf , daß zwischen den beteiligten
Stellen bereits Abmachungen über die künftige Stellung Polens und
Galiziens getroffen wurden , denen zufolge Galixien eine ähnliche
Stellung wie Kroatien mit weitgehender Autonomie und einem eigenen
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Landtage erhalten werde , wobei die Fragen der äusseren Politik , des
Handels und des Verkehrswesens nicht in die Kompetenz dieses Landtages
fallen werden . Der galizische Landtag werde seine Vertreter in die
Delegationen entsenden . Abgeordneter Pacher gab dann noch eine äus¬
serst sachliche Darstellung der sich aus der vorgesehenen Neuregelung
für die Deutschen ergebenden politischen Folgen und bezeichnete es als
notwendig , daß in der polnischen Frage in den Kreisen der Reichsdeut¬
schen und deutsch - österreichischen Politikerp eine möglichst einheit¬
liche Auffassung bestehe . Es wurde beschlossen , gelegentlich der näch¬
sten Zusammenkunft eine Debatte über das vom Abgeordneten Pacher er¬
stattete Referat zu eröffnen.

In der weiteren Beratung wurden Vorschläge über den Ausbau
der gemeinsamen Beratungen erstattet , die von allen Teilnehmern als
wünschenswert und den politischen Zwecken äusserst dienlich bezeichnet
wird . Von reichsdeutscher Seite wurde mitgeteilt , daß das Zentrum
seine Beschickung dieser Konferenzen davon abhängig mache , daß auch
die christlich - soziale Partei des österreichischen Abgeordnetenhauses
an diesen Beratungen sich beteilige . Weiters wurde die Zuziehung von
Mitgliedern des ungarischen Abgeordnetenhauses an den nächsten Bera¬

tungen besprochen und nach längerem Meinungsaustausch beschlossen , mit
den Führern des ungarischen Abgeordnetenhauses Fühlung zu nehmen und
ihnen den Vorschlag zu unterbreiten , Vertrauensmänner für die nächsten
Zusammenkünfte namhaft zu machen . Der engere Ausschuß wurde schließ¬
lich von den Beratungsteilnehmern ermächtigt , ungesäumt die Vorberei¬
tungen für die Fortsetzung der Besprechungen zu treffen.

Die Beschlüsse der politischen Kommission des Polenklubs.

Die politische Kommission des Polenklubs hat in ihrer letzten
Sitzung am 21. September einen Antrag des Abgeordneten Daszynski
angenommen, welcher lautet : Die politische Kommission des Polenklubs
sieht es als eine überaus bedeutsame Aufgabe an , mit den Vertretern
der ungarischen Nation und zwar sowohl mit jenen , die der Regierungs¬
partei angehören , als auch mit den Führern der Opposition in enge
Berührung zu treten . Der Zweck dieses Einvernehmens wäre , in der pol¬
nischen Frage  die Unterstützung der Zentralmächte sowie aller anderen
Staaten , die über die Schaffung eines polnischen Staates entscheiden
werden , zu erwirken , Die politische Kommission beschließt , dem Polen¬
klub einen Antrag vorzulegen , wonach binnen kürzester Zeit die Einbe¬
rufung des Reichsrates  und die Wahl der Delegation en.erfolgen sollen.
Das Präsidium des Polenklubs hätte zu diesem Behufe sich mit den Par¬
teien des Parlamentes zu verständigen und ein einheitliches Vorgehen
zu vereinbaren.

Es gelangte ferner nachstehender Antrag des Abgeordneten Dr.
Leo zur Annahme: I . ) Da eine der gegenwärtigen Situation entsprechen¬
de Entschliessung in der polnischen Frage nach Entgegennahme authen¬
tischer amtlicher Aufklärungen erst auf Grund einer Verständigung mit
Russisch -Polen gefasst werden kann , hält es die politische Kommission
des Polenklubo für verfrüht , schon jetzt zur meritorischen Beschluß¬
fassung in dieser Frage zu schreiten und fordert den Klubobmann auf,
die geeigneten Schritte zu tun , damit er diese authentischen Mittei¬
lungen erhalte und die Initiative zu einer Verständigung mit den Ver¬
tretern Russisch -Polens ergreife . II . ) Um dem Polenklub und den Polen
überhaupt den ihnen gebührenden Einfluß auf den Gang der politischen
Angelegenheiten in der österreichisch -ungarischen Monarchie sicherzu¬
stellen , erachtet es die politische Kommission für notwendig , ehestens
eine Aktion einzuleiten : 1 . ) Zur Reaktivierung des Parlaments und der
Delegationen ; 2 . ) zur Wiederherstellung der den Polen gebührenden
Anteilnahme an der Staatsregierung ; 3. ) zur neuerlichen Berufung pol¬
nischer Beamten auf jene Posten in den Zentralbehörden , welche vor
dem Ausbruch des Krieges mit Polen besetzt waren ; 4. ) zur Berufung
polnischer Beamten für die Mitwirkung bei der Erledigung wichtiger
politischer und administrativer , die nationalen und politischen



THtereasen der Pollen b9 %reffendep Angelegenheiten bei der österrei¬
chisch - ungarischen Regierung , bei der gemeinsamen Regierung und bei
Ren Militärbehörden.

Abgeordneter von Mo^aczewsk i unterbreitete folgenden Antrag:
pie politische Kommission druckt ihre Ueberzeugung aus : 1 . ) daß als
Ergebnis des gegenwärtigen Weltkrieges ein unabhängiger die Gesamtheit
^er polnischen Nation oder wenigstens eines grossen Teiles derselben
vereinigender polnischer Staat geschaffen werden soll ; 2, ) daß die
Erwirkung der Unabhängigkeit wohl a^ r ganzen Nation und nicht bloß
einem Teile derselben obliegen soll / Und daß zur Erreichung dieses
gieles die Vereinigung aller nationalen Kräfte sämtlicher Teile des
Ehemaligen Polens , welche ihre Befreiung anstreben , erforderlich er¬
scheint , weshalb die polnischen f/rganis <ationen und politischen Gruppen
aller polnischen Landesgebiete zur Schaffung einer gemeinsamen politi¬
schen Körperschaft aufzufordern seien , weiche die gesamte Nation zu
vertreten und die Leitung des ganzen Komplexes der polnischen Fragen
zu übernehmen hättet 3 . ) die politische Kommission des Polenklubs
beauftragt das Klubpräsidium im Vereine mit dem Überseen polnischen
Nationalkomitee unverzüglich die erforderlichen Schritte zur Orga¬
nisierung dieser Vertretung zu unternehmen und hierüber ehestens
Bericht zu erstatten.

Die Abstimmung über diesen Antrag wurde bis zu dem Zeitpunkte
vertagt , in welchem man die genauen Aufklärungen über den Stand der
polnischen Frage von den maßgebenden Stellen in Wien , Berlin und
Budapest erlangen werde.

Anfangs Oktober wird in Krakau eine Vollversammlung des Polen¬
klubs stattfinden , in welcher vom Präsidium des Klubs ein Antrag,sich
bei der Regierung auf das energischeste für die Einberufung des Par¬
laments einzusetzen , zur Abstimmung gebracht werden . Der Klubobmann
Ritter von Bilinski , der eine gemeinsame Aktion aller grossen Parteien
des Abgeordnetenhauses einleiten will , hat wegen der gleichmässigen
Behandlung der Frage der Einberufung des Parlaments seitens der par¬
lamentarischen Klubs in den letzten Tagen mit den Obmännern der gros¬
sen Parteien Fühlung genommen.

Am 5* Oktober treten die Exekutiv - Komitees des Herrenhauses
zu einer Beratung zusammen , der amnächate ^ Tage die Beratungen der
Gruppen folgen werden . Auch diese Beratungen stehen mit der Vorsprä¬
che der Gruppen - Obmänner beim Ministerpräsidenten , von der ich mir
heute ausführlich zu berichten erlaubte , im Zusammenhang.

Am 4. Oktober veranstaltet die politische Gesellschaft in
ien eine große § 2 Versammlung , in welcher eine Resolution für die

Einberufung des Parlaments vorgelegt und voraussichtlich zum Beschlüs¬
se erhoben werden wird.

Die von mir angekündigte Fortsetzung der politischen Konferen¬
zen , die eine politische Annäherung des deutschen Adels an die deut¬
schen bürgerlichen Parteien zum Zwecke haben , wird anfangs Oktober
erfolgen.

Der Verband der ehemaligen deutschen Landtagsabgeordneten wird
Mitte Oktober zu einer Vollversammlung , die eine bedeutende

olitische Kundgebung für die Neuregelung der Verhältnisse in Böhmen
ringen soll , zusammentreten.
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g t r e n g v e r t r a u 1 i c h ! Nur zur eigenen Information!

Weitergeben verbeten !

Wien , 14 . Oktober 1916

Euer Exzellenz !

Ich erlaube mir heute , Euer Exzellenz von folgenden Angelegen -*heiten Mitteilung zu machen.

Ein Antrag des Grafen Mich a el Carolyi im ung . Abgeordnetenhause.

Der ungarische Reichsratsabgeordnete Graf Michael Carolyi hat
in einer der letzten Sitzungen in das Antragebuch des Abgeordneten¬
hauses einen Antrag eingezeichnet , das Abgeordnetenhaus möge an Seine
Majestät eine Adresse richten , in welcher die Beschwerden und Wünscheder ungarischen Aktion ausgesprochen werden . Der Antrag , der vom
Hause zur Begründung nicht zugelassen wurde , hat folgenden Wortlaut:

pich beantrage , das Abgeordnetenhaus möge an Seine Majestät
folgende Adresse richten : Eure Majestät ! Unser Allergnädigster Herr!
Die ungarische Nation hat in dem gegenwärtigen blutigen Kriege derart
furchtbare Opfer gebracht , wie sie in der Geschichte dieses Landes
ohne Beispiel dastehen . Dem gegenüber steht an der Spitze des Landeseine Regierung , die ihren Platz nicht dem Vertrauen der ;ation zu ver¬
danken hat , sondern sich aus den Reihen einer durch korrupte und ge¬waltsame Mittel zusammengebrachten Parteimehrheit gebildet hat . Es ist
bekannt , wie die gegenwärtige Regierung die tausendjährige VerfassungUngarns mit Füssen getreten hat , wie diese Regierung in das ungarische
Parlament mit Waffengewalt eingedrungen ist , um aus dem Hause des Vol¬
kes die wahren Vertreter der Nation gesetzwidrig entfernen zu lassen.
Die Regierung lieb in dem Lande jeden nationalen Willen verstummen,damit sie dann ihren eigenmächtigen Willen durchführen könne . Auch
heute ist es weder in der presse , noch in Versammlungen erlaubt , auch
nur ein einziges freies Wort auszusprechen , jede freie Lleinungsäusse-rung in Ungarn wurde erstickt . Dazu versäumte die Regierung noch fürdie Sicherheit des Landes Sorge zu tragen * Sie ließ die Grenzen
Siebenbürgens unverteidigt , so daß hunderttausende unserer Landsleute
und Kompatrioten gezwungen waren , ihr Gut und Blut aufs Spiel setzend,sich vor dem eindringenden Feind zu flüchten . Die Regierung zögertaber heute noch immer , für das auf diese Weise verloren gegangene
Vermögen den Betroffenen einen entsprechenden Ersetz zu leisten . Die
ungarische Redaktion bringt aber auch der Leitung der auswärtigen
Angelegenheiten kein Vertrauen entgegen , denn diese hat seit Beginn
des Krieges sozusagen in jedem wichtigen Augenblick einen Fehltritt
nach dem andern begangen . Ausserdem fehlt bekanntlich zwischen der
Regierung und der Heeresleitung die notwendige Harmonie , ohne die eine
erfolgreiche auswärtige Politik zu führen unmöglich ist . Im Zusammen¬
hang mit dem Krieg weiss die ungarische Nation noch immer nicht , was
das Endziel des Krieges für sie sei und welches die Bedingungen seien,unter denen sie weder die Segnungen des Friedens geniessen könnte.
Dies sind die Grunde , die uns dazu bewegen , uns an Eure Majestät zu
wenden mit der Bitte , die gegenwärtige Regierung möge von ihrem Platze
entfernt und eine neue Regierung ernannt werden , die imstande ist,
eine richtige auswärtige Politik einzusetzen und die schweren Beein¬
trächtigungen , von denen die Nation betroffen wurde , zu sanieren .Der
Wunsch der ungarischen Nation geht dahin , die reine Verfassung des
Landes möge unverzüglich wieder hergestellt , durch die Einführung des
allgemeinen geheimen Wahlrechtes mögen auch denjenigen , die bisher
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nacht im Besitze politischer Reckte waren , solche politischen Rechte
eingeräumt und ein auf den breitesten Schichten des Volkes ruhenues
demokratisches Regierungssystem möge eingesetzt werden . Es ist ein
Ding der Unmöglichkeit , da3 diejenigen , die in den Schützengräben
ihr Leben für das Vaterland aufs Spiel setzen , auch in der Zukunft
der politischen Rechte beraubt sein sollen . Die ungarische Nation
wünscht ferner , daß ihre Wehrkraft durch die Errichtung der selbst¬
ständigen ungarischen Armee auf eine nationale Grundlage gestellt
werde . Schließlich ist es notwendig , daß zur Erreichung der wirt¬
schaftlichen Unabhängigkeit des LandeB die vorbereitenden Schritte
schon jetzt unverzüglich unternommen werden sollen . Dem gegenüber
sehen wir mit tiefer Bestürzung , daß die gegenwärtige Regierung auch
heute noch bestrebt ist , die wirtschaftliche Abhängigkeit und den
Kolonialzustand des Landes aufrecht zu erhalten * Ja , es tauchen sogar
Symptome auf , die darauf schliessen lassen , als wäre die Regierung
geneigt , ihre Zustimmung zu einer auf lange Zeit lautenden wirtschaft¬
lichen Gebundenheit zu erteilen . Dem gegenüber müssen wir erklären,
daß Ungarn als den entsprechenden Gegenwert für die von der ungari¬
schen Nation gebrachten blutigen Opfer nur seine vollkommene staat¬
liche Selbständigkeit und Unabhängigkeit betrachten kann . Die schweren
Uecel auf dem Gebiete der Approvisionierung , die berechtigten Beschwer¬
den der hilfsbedürftigen Elemente der Nation finden nicht die entspre¬
chende Sanierung . Die Desorganisation auf diesem Gebiete gefährdet
sogar die Kriegsinteressen . Die unerträgliche Teuerung , die Hilflosig¬
keit der Y/itwen und Waisen , die Wünsche Tausender von Invaliden er¬
fordern unverzüglich , daß die gegenwärtige Regierung entfernt werde
und eine solche Regierung die Macht in die Rand nehme , die einen ent¬
sprechenden sozialen Sinn besitzt , die die Leiden von Millionen mit
sorgfältiger Umsicht und durch soziale Institutionen zu lindern im¬
stande ist und die schon heute als ihre erste Aufgabe die Vorbereitung
einer neuen gesünderen wirtschaftlichen Zukunft betrachtet . Hine die
wirklichen Gefühle der ungarischen Nation repräsentierende Regierung
würde nicht versäumen , die entsprechende Gelegenheit zu ergreifen , um
die notwendigen Schritte zum Abschlüsse eines ehrenvollen Friedens zu
unternehmen . Der heißersehnte Wunsch der ungarischen Nation ist heute,
daß nach Wiedereroberung Siebenbürgens die erste Gelegenheit zum Ab¬
schlüsse des Friedens ergriffen werden möge und zwar zum Abschlüsse
eines solchen Friedens , der die territoriale Integrität des -Landes
wieder herstellt , der unter den Völkern Europas die ständige Aufrecht¬
erhaltung des Friedens auf gerechter Grundlage und fest sichert , der
die wirtschaftlich unerträglichen Lasten des ständigen bewaffneten
Friedens einstellt und durch die Einführung der allgemeinen Abrich-
tung für die Völker die so wünschenswerte Erleichterung endlich zu¬
stande bringt.

Vertrauliche Sitzung des Polenklubs vom 3 , und 4 . Oktober 1916.

An der Sitzung nahmen teil : 62 Mitglieder des Polenklubs,fer¬
ner die Herrenhausmitglieder Fürst Witold Czartoryski , Graf Zdislaw
Tarnowski , Graf Stanislaus Heinrich Badeni und Graf Anton Wodzicki,
die Führer der Landtagspartei Ritter von Garapich , Dr . Hupka , Dr.
Bandrowski , Ritter von Menzinski und zahlreiche Landtagsabgeordnete.
Von den hervorragenderen Politikern fehlten nur Graf Goluchowski,
Ritter von Abrahamowicz und Dr . Glombinski . Der Obmann des Polenklubs
Dr . von Bilinski erstattete den Bericht über die gegenwärtige politi¬
sche Lage , in seinem fünfviertel3tündigen Expose teilte er mit , was
,für Schritte er bei der Regierung in Betreff der Lösung der polnischen
Frage unternommen habe . Da die Regierung zögerte,ihre diesbezüglichen
Absichten kundzugeben , sei in der polnischen Gesellschaft eine hoch¬
gradige Mißstimmung entstanden . Der Abg. Daszynski kam im Monate Juli
nach Ischl zu Dr . Bilinski,um diesen zu einem entschiedenen Vorgehen
gegenüber der Regierung zu bestimmen . Baron Burian habe jedoch zu
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erkennen gegeben , daß die Polen durch ihr ungestümes Verlangen ihrex
Sache eher schaden als nützen würden . Angesichts dessen habe sich
Dr . Bilinski eine gewisse Zurückhaltung auferlegt , um nicht etwa den
Vorwurf auf sich zu laden , daß er durch Mangel an Einsicht und durch
ein rücksichtsloses Drängen die Chancen einer raschen Lösung der pol¬
nischen Frage verschlimmert habe . Nunmehr müsse er rückhaltlos be¬
kennen , daß sich das polnische Problem in einer Weise gestaltet habe,
die den Erwartungen der polen keineswegs entspricht . Die Sache stehe
schlimm . - Zweimal habe der Polenklub sein Programm in der polnischen
Frage festgestellt . Das erstemal nach der Eroberung Warschau , das
zweitemal im Mai 1916 . Das Programm enthielt die Forderung nach Ver¬
einigung des Königreich Polen mit Galizien und die Einverleibung die¬
ser Gebiete als selbständiger polnischer Staat in die Monarchie .Rit¬
ter von Bilinski bedauerte es , daß die Veröffentlichung dieses Pro¬
gramms von den Regierungsstellen untersagt wurde , trotzdem dasselbe
in allen Details mit der Auffassung der leitenden Kreise der Monarchie
übereingestimmt habe . Es seien sehr viele Fehler gemacht worden,die
eine Verschlimmerung der Situation herbeigeführt hätten und die Lösung
der polnischen Frage , wie sie von den maßgebenden Faktoren geplant
war , habe sich von den Wünschen der Polen weit entfernt . Darüber hin¬
aus habe man auch eine Reihe taktischer Fehler begangen . Es wurde den
polnischen Führern nicht gestattet , die polnische Oeffentlichkeit in
Galizien und im Königreiche Polen über die einzelnen Phasen der Ver¬
handlungen in der polnischen Frage zu informieren . Die den Polen aufge¬
zwungene Zurückhaltung habe die Fühlung zwischen dem Polenklub und den
breiten Schichten des polnischen Volkes in Galizien und im Königreiche
polen gestört und schließlich eine vollständige Erkaltung der Bezie¬
hungen herbeigeführt . Ferner seien auch die Forderungen der Legionen
in einem Zeitpunkt erfüllt worden , als es nicht mehr möglich war,ihr
Verhältnis zur k . u . k . Armee klarzustellen . Als dann Herr von Bethmann^
Hollweg nach Wien gekommen sei , um den deutschen Standpunkt in der
polnischen Frage zur Geltung zu bringen , sei es nicht mehr möglich
gewesen , das polnische Programm nach der Auffassung der Monarchie
aufrecht zu erhalten . - Es seien zwar noch zwischen Oesterreich - Un¬
garn und Deutschland Verhandlungen über die betreffenden Details im
Zuge , im grossen und ganzen aber erscheine die Aktion als bereits
entschieden . Aus den Hitteilungen Burians gehe hervor , daß sich
Oesterreich - Ungarn zu einem gewissen Desinteressement in der polni¬
schen Frage verpflichtet habe . Es werde Deutschland überlassen , aus
dem Okkupationsgebiete ein selbständiges Polen herzustellen , das
sowohl für Oesterreich - Ungarn , als auch für Deutschland einen Schutz¬
wall gegen Russland zu bilden hatte . Die Wahrung der aus dieser Lage
resultierenden österreichisch - ungarischen Interessen auf wirtschaft¬
lichem Gebiete sei gesichert . Für Galizien werde eine Erweiterung der
Landesautonomie nach dem Vorbilde Kroatiens geplant . - Ritter von
Bilinski führt weiter aus , daß die österreichischen Polen tiefen
Schmerz über diese geplante Lösung empfänden und es bedauerten,aus¬
serhalb des künftigen polnischen Staates stehen zu müssen . Trotz alle¬
dem würden die Polen , da eine andere Vereinbarung nicht mehr abge¬
schlossen werden könnte , auch die Durchführung dieses Planes mit al¬
len Kräften loyal unterstützen . Zum Schlüsse berichtete Dr . Bilinski
über seine Audienz beim Kaiser und erklärte , daß er in dieser Audienz
alle Befürchtungen und Erwartungen der polnischen Nation zur Kenntnis
Seiner Majestät gebracht habe . - in der hierauf folgenden Debatte
richteten die Abgeordneten Daszynski , Hofrat German , Moraczewski,
Haller , Dempski , Dr . Marek , witos , Dr . Liebermann und andere heftige
Angriffe gegen Baron Burian und sie unterzogen auch die Haltung
Bilinskis sowie der politischen Kommission des Polenklubs einer über¬
aus abfälligen Kritik . Nur der Abg. Dr . von Jaworski bemühte sich,
den Klubobmann in Schutz zu nehmen . Hefrat German erklärte,die Regie¬
rung müsse fortan auf die Unterstützung des Polenklubs verzichten.
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Die polen werde man in Hinkunft in den Reihen der Opposition finden.
Es wurden 7 Resolutionsanträge eingebracht , welche auf eine Aenderu,n^
der Taktik des Polenklubs abzielten , jedoch in der Missbilligung de&
Vorgehens der Regierung und Bilinski ' S insgesamt übereinstimmen .Nach
einer Beratung der Obmänner sämtlicher Gruppen gelangte einstimmig ein
Kompromißantrag des Abg, Witos zur Annahme , welcher betont , daß der
pclenklub auf Verwirklichung des von der Krakauer Abgeordnetenversamm¬
lung vom 16 . August 1914 beschlossenen nationalen Programms beharrt
und von den in demselben enthaltenen Forderungen keine einzige auf¬
gibt . Ein Antrag des Abg. Dr . Liebermann , welcher das von Baron Burian
in der polnischen Frage zur Anwendung gebrachte politische System in
den schärfsten Worten verwirft , wurde mit 28 gegen 16 Stimmen ange¬
nommen. Der Abg. Witos beantragte ferner , der Polenklub solle künf¬
tighin seine Beratungen nur in Krakau abhalten . Dr . von Bilinski ver*
wies darauf , daß dieser Antrag den Bestimmungen der Klubstatuten zu¬
widerlaufe . Dr . Leo trat gegen die Beschränkung der Machtbefugnisse
des Klubobmannes auf , Daszynski unterstützte den Antrag Witus mit der
Begründung , daß es für den Polenklub angemessen erscheine , seinen Sitz
nach Krakau zu verlegen , solange er behindert werde , im Wiener Parla¬
mentsgebäude seine Beratungen ordnungsmassig abzuhalten . Bei der Ab¬
stimmung wurde der Antrag Witos mit geringer Stimmenmehrheit abgelehnt.

Zum bevorstehen den Prozeß gegen Hofrat Orlio.

Bei der Militäranwaltschaft des Militärkommandos in Wien ist
soeben eine Anklage fertiggestellt worden , die gerichtet ist gegen:
Johann Hajek , Redakteur des , Cas " , derzeit in Haft : Cyrill Dusek,
gleichfalls Redakteur des „Cas " , derzeit in Ctrafhaft ; Dr . Franz
Soukop , Hof - und Gerich *tsadvokat und Reichsratsabgeordneter ; Bohumil
Mares , Geschäftsdiener in Prag , derzeit in Haft ; Aloisia Linhart,
Schriftenmalersgattin aus Schaffhausen , derzeit in Haft , Wenzel Orlic,
k . k.  Jjqfrat in Pension  und Anna Benes , Professorsgattin . Gegen die
fünf Erstgenannten wird die Anklage erhoben , sie haben im Jahre t915
in Prag durch tätige Unterstützung der auf die Errichtung eines selbst¬
ständigen tschechisch - slowakischen Staates abzielenden Bewegung,näm¬
lich durch die Hrt ^ irkung bei der Vermittlung von geheimen Nachrich¬
ten zwischen den Führern dieser Bewegung im Auslande und im Inlande
sich des Verbrechens des Hochverrates als in entfernter Weise Betei - '
ligte schuldig gemacht . Gegen Orlic und Benes wird die Anklage erho¬
ben , sie haben im Jahre 1915 in Prag durch Beseitigung der Schriften
des wegen Verbrechens des Hochverrates verfolgten Professors Dr . Thomas
Masaryk , Orlic auch dadurch , daß er der Anna Benes die ^ öglichkiit
verschaffte , Schriften ihres wegen Hochverrats verfolgten Gatten Dr.
Eduard B^nes zu vernichten , der nachforschenden Obrigkeit die zur
Entdeckung des Verbrechens dienlichen Anzeigen verheimlicht und hie-
durch das Verbrechen der Vorschubleistung durch Verhehlung begangen.
In der sehr ausführlichen Begründung in der Anklageschrift,die von
Oberleutnant Auditor Dr . Frank verfasst ist , wird di -i ausländische
tschechische Bewegung im allgemeinen , dann die Tätigkeit Masaryks bis
Dezember 1914 , weiters die tschechische Bewegung in den einzelnen
Staaten (Russland , Frankreich , England , Amerika , Schweiz ) bis Dezem¬
ber 1914 , ferner die tschechische Bewegung im Auslande seit dem Ein¬
greifen Nasaryks dargestellt . In der Begründung wird weiter die Ver¬
bindung der ausländischen tschechischen Organisationen mit dem In¬
lande und die Tätigkeit der fünf erstgenannten Angeklagten beleuchtet.
In der Anklageschrift wird unter anderem hervorgehoben , daß im Aus¬
lande seitens tschechischer Kreise eine auf die Losr ^issung der von
Tschechen und Slowaken bewohnten Gebietsteile von dem einheitlichen
Staatsverbande , ja sogar auf die vollständige Zertrümmerung und Ver¬
nichtung unserer Monarchie gerichtete Bewegung entstanden war , in
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welch *? Professor Maaaryk eine ausserordentlich wichtige Führerrolle
innehatte . Da die fünf erstgenannten Beschuldigten in Kenntnis dieser
Zwecke und in der Absicht , sie zu fördern , eine geheime Verbindung mit
den Führern der tschechischen Bewegung im Auslande unterhielten,haben
sie gleichfalls unternommen , was auf dieses Ziel angelegt war und so¬
mit das Verbrechen des Hochverrates begangen . Was das Tatsächliche
betrifft , so hebt die Anklage hervor , daß es anfangs Oktober 1915 der
prager Polizei gelang , einer Uebermittlung von Nachrichten aus der
Schweix nach Böhmen durch die Linhart , die mit ihrem Gatten in Schaff¬
hausen lebt , auf die Spur zu kommen, und eine Anzahl von Personen,die
sich an dieser geheimen Korrespondenz beteiligt hatten , zu eruieren.
Die Erhebungen ergaben , daß es sich nicht um einen vereinzelten Fall
handelte , sondern daß schon früher durch Boten und Ansichtskarten mit
einer Einlage die Uebermittlung von Nachrichten aus der Schweiz und
zurück gelungen war . In der Schweiz war es der Vorstand des Zentral¬
verbandes der Schweizer Tschechen , der mit Masaryk in enger Verbindung
stehende Jan Kyowsky , welcher die Boten abgefertigt hatte und der
Bergingenieur Faul Baracek , der ebenfalls zu den Helfern Masaryks
zahlte , an den eine Korrespondenzkarte mit in einem Versteck eingeleg¬
ten Zettel gerichtet war . Der Kreis wird dadurch geschlossen, ^ daß die
Zentralstelle in Prag f&r diese hochverräterische Korrespondenz die
Redaktion des „Cas " , de *, Parteiorgans des Professor Masaryk und die
Hauptpersonen sein eifriger Parteigänger , Privatdozent an der tsche¬
chischen Universität in Prag und Professor an der tschechischen Han¬
delsakademie dortselbst , Dr . Eduard Benes , der Gatte der Beschuldigten
Anna Benes , waren . Im August 1915 , als ihm der Roden in Prag bereits
zu heiss wurde , ist es ihm gelungen , sich den Nachforschungen der Be¬
hörden durch die Flucht in die Schweiz zu entziehen , ebenso wie es
seinem Bruder dem Lehrer Adalbert Benes , glückte , sich durch lügen¬
hafte Angaben die Reiseerlaubnis nach Amerika zu erschleichen , wo er
sich nunmehr eifrigst der antiösterreichischen Propaganda widmet .Ende
Mai oder anfangs Juni 1915 erschien abends bei Rares eine alte Frau,
die ihm Grüsse von Fiovski aus der Schweiz , woher sie eben komme,über¬
brachte und ihn ersuchte , einen Schirm und einen kleinen Koffer,in
welchem schriftliche Mitteilungen verborgen seien , dem Redakteur Hajek
au überbringen . Die geheimen Nachrichten waren im hohlen unteren Hude
des Holzes , des Schirmstockes auf einem Papierröllchen enthaltener
lieferte diese Gegenstände in der Redaktion des „Gas " an Hajek ab und
Letzterer forderte Mares auf , die Antwort am nächsten Tage aus seiner
(des Hajek ) Wohnung abzuholen . Als Mares in der Wohnung erschien,
teilte ihm Hajek mit , die Autwort sei noch nicht fertig , er solle sie
abends in der Redaktion des „Cas " abholen . Tatsächlich händigte ihm
am Abend in der Redaktion Dr . Benes einen Regenschirm ein und sagte
ihm , daß sich die Antwort an der bekannten Stelle befindet . Den Mares
erwartete in seiner Wohnung bereits die Frau aus der Schweiz , die den
Schirm übernahm und damit in die Schweiz zurückfuhr . Auch an einem
zweiten Falle war Hajek beteiligt . Von der Zensurbehörde wurde im
August 1915 eine in Prag zur Post gegebene und an einen Ingenieur
Paul Baracek in Zürich gerichtete Ansichtskarte als verdächtig be¬
schlagnahmt . Die Untersuchung der Karte ergab , daß der Karton gespal¬
ten und nach Einfügung eines kleinen beschriebenen Zettels wieder zu¬
geklebt war . Noch in einem zweiten Falle erschien ein Bote aus der
Schweis mit einer geheimen , in einem Regenschirm verborgenen Mittei¬
lung in Prag , die wieder an Hajek übermittelt wurde , in einem anderen
Falle übernahm die Rolle des Boten die Gattin des mit Fiovski in regem
Verkehr stehenden Vorstandes des tschechischen Vereines in Schaaf¬
hausen Josef Linhart , Aloisia Linhart . Diese kam im Oktober 1915 nach
Prag , wo sie Mares mitteilte , daß sie eine mündliche Botschaft an den
Redakteur Hajek und an Dr . Soukop rnabe ; dort befand sich auch dessen
Koazipient Dr . Theodor Rmeral . Dr . Soukop erklärte dem Boten , daß er
von Niemandem aus der Schweiz eine Botschaft erwarte und machte dann
auch die Anzeige von dem ganzen Vorgang . D̂ e Anklage meinte dazu , die
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Erklärung für dieses Verhalten Soukops sei nicht schwierig . Mares hat¬
te nämlich ungeschickter Weise bei der wiederholten Nachfrage in der
Redaktion des Pravo Lidu , wo er Dr . Sou^ tvt mehrmals vergeblich suchte,
erwähnt , dass es sich um die Uê er &ringung einer Mitteilung aus der
Schweiz handle , hiedurch war nicht nur die Gefahr einer Entdeckung
vergrössert , sondern Soukop war auch vor der sozialdemokratischen
Parteileitung in Prag , welche derartige .geheime Verbindungen wieder¬
holt ausdrucklich mißbilligte und die Politik der tschechischen
Sozialdemokraten im Auslande verurteilte , bloßgestellt . Das Auftreten
des HRres erweckte aber überdies in Soukop den Verdacht , daß das ganze
nur eijne ihm von der Polizei gestellte Falle sei , was daraus hervor¬
gehe , daß Soukop am nächsten Morgen zum Dienstgeber des Mares ging
und von ihm dessen Entlassung verlangte , weil er ein Polizeispitzel
sei . Weiters wird in der Anklageschrift auegeführt , daß anlässlich
der Erhebungen , welche seitens der Prager Polizei in dieser Angele¬
genheit vorgenommen wurden , durch einen Zufall 13 Kisten und 3 Koffer
mit Schriften des Masaryk in der Wohnung einer gewissen Bozena Press¬
ler aufgefunden wurden . Da aus der Zeit nach Kriegsbeginn nur 3 Zettel
mit handschriftlichen Notizen des Masaryks gefunden wurden,scheint
eine Beseitigung der belastenden Schriften schon vorher stattgefunden
zu haben . Dr . Benes ersuchte auch tatsächlich nach seiner Rückkunft
von seiner letzten Schweizer Reise zu Ostern 1915 im Auftrage MasaryTps
dessen Tochter Alice , ihm die Möglichkeit zu geben , die Schriften ih¬
res Vaters zu sichten , damit er einen Teil der Schriften ihrem Vater
in die Schweiz nachsenden könne . Nach der Sichtung der Schriften ließ
Dr . Benes die Kisten abholen und in ein Magazin des dem Hofrat Wenzel
Orlic , seinerzeit Chef des Sicherheitsbureaue der Prager Polizeidi¬
rektion gehörenden Hauses bringen . Orlic ist mit der Familie Benes
befreundet . In dem Magazin blieben die Kisten bis August 1915 .Dann
ließ sie Orlic in den Keller eines Hauses bringen , das dem Bruder
des Dr . Benes gehörte . Diese Ueberführung fand wenige Tage vor der in
der Wohnung Masaryks am 50 . August 1915 seitens des Militäranwaltes
vorgenommenen Hausdurchsuchung statt und steht jedenfalls mit dem Ein¬
schreiten der Behörde gegen Masaryk , wovon Dr . Benes oder Orlic recht¬
zeitig erfahren hatten , im Zusammenhang.

Die Universitätsprofessoren Dr . Bernatzik , Dr . Lammasch,
Dr . Fuchs , Dr . von Chruta , Dr . Sperl und Dozent Dr . Hartmann haben für
den 22 . Ds . um 1/2 10 Uhr im grossen Saale des Konzerthauses eine
§ 2 Versammlung einberufen , auf deren Tagesordnung die Erörterung der
Parlamentsfraga steht . Als Redner haben sich bereits angemeldet:
Hofrat Dr . Bernatzik , Präsident Dr . Sylvester und die Vizepräsidenten
Pemerstorfer und J9kel . Wie verlautet , dürfte die Versammlung eine
Resolution im Sinne der Einberufung des Parlaments beschliessen.

Wiedereintreffen des Prinzen Hohenlohe von seinem Urlaub.

Wie ich von unterrichteter Seite erfahre , wird der Minister
des Innern Prinz Hohenlohe , der krankheitshalber einen längeren Urlaub
nehmen musste , bereits in der allernächsten Zeit in sein Amt zurück¬
kehren und die Leitung der Geschäfte übernehmen.

.A



Die Revision des Kyamar- Prozeases.

Wie ich höre , wird die Verhandlung vor dem Obersten Landwehr¬
gerichtshofe über die von der Verteidigung eingebrachte Nichtig¬
keitsbeschwerde gegen dae Urteil dea Wiener Landwehrdivisionsgerichtes
gegen Dr . Kramar , Dr . Rasin , Cervinka und Zamazal bereits in der allere
nächsten Zeit stattfinden . Als Termin ist Ende Oktober oder anfange
November in Aussicht genommen. Für die Generalmilitäranwaltschaft
wird Oberleutnant -Auditor Dr . Sedlacek fungieren.

Die Aktion zur Wiederbele bung des Parlamentarismus.

Von wohlunterrichteter Seite erhalte ich die folgende Mit¬
teilung . Durch die Beschlüsse der drei Herrenhausgruppen sind die
Bemühungen für die Wiedererweckung des parlamentarischen Lebens in
Oesterreich in ein Stadium gelangt , das zu einer Entscheidung drängt.
Schon in der fnr den 23 . Ds . vom Präsidenten Dr. Sylvester einberu¬
fenen Konferenz der Vertreter der Parteien des Abgeordnetenhauses
wird die Entscheidung vorbereitet werden . Um ein günstiges Resultat
dieser Konferenz vorzubereiten , finden unausgesetzt Besprechungen
der Führer der Herrenhausgruppen mit den Führern der Abgeordneten¬
haus -Parteien statt . Der Zweck dieser Besprechung ist , die Abgeordne¬
tenhaus -Parteien zu eirler Stellungnahme in der Parlamentsfrage zu
veranlassen , die der Regierung die Möglichkeit nimmt, unter Hinweis
auf grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Häu¬
sern die ganze Angelegenheit vorläufig zu vertagen . Diesem Zwecke
sind Besprechungen gewidmet gewesen , die in den jüngsten Tagen Fürst
Fürstenberg und Dr . Baernreither mit dem Obmann des Deutschen Natio¬
nalverbandes Dr . Gross hatten . Weitere Besprechungen fanden zwischen
Dr. Gross und den Christlich - Sozialen statt . Hier handelte es sich
wieder um di <* Gewinnung einer gemeinsamen Plattform für die Obmänner¬
konferenz,in 1er wenigstens dem Sinne nach gleichlautende Erklärungen
der christlich - sozialen Partei und des Deutschen Nationalverbandes
abgegeben werden sollen . Für alle Fälle will das Herrenhaus erwirken,
daß in der Obmännerkonferenz , unbeschadet der Forderung nach Einbe¬
rufung des Reichsrates , wenigstens nicht Stellung genommen werde ge¬
gen die Einberufung der alten Delegation . I*? Herrenhauskreisen will
man auch wissen , daß in der ungarischen Arbeitspartei die Stimmung
sehr für die Einberufung der Delegation sei und erblickt darin eine
starke Stütze für ein günstiges Resultat der Herrehhausaktion . Falls
die Obmännerkonferenz die Einberufung der alten Delegationen nicht
absolut ablehnt , dürften die Delegationen noch vor Weihnachten d. J.
zusammentreten.



^M ^mî ß3rnfpM &M?
^t ^ , l/i . *g *̂ r ^ m ^ni Wien, den 29. Oktober 1916

In der Beilage erlaube ich mir Buer Exzellenz eine

Abschrift der vom Prinzen Ludwig Windischgraetz in der ge¬

heimen Sitzung des ungarischen Abgeordnetenhauses am 15 . Sep¬

tember d. J . gehaltenen Rede zu übersenden . Mit Rücksicht auf

den Inhalt der Ausführungen des Redners , bitte ich Euer Ex¬

zellenz , die Abschrift streng vertraulich zu behandeln.

Bei dieser Gelegenheit erlaube ich mir Euer Exzellenz

mitzuteilen , dass , wie ich von verläeslicher Seite höre , der

neue Ministerpräsident Herr von Koerber beabsichtigt , eine

ganz neue Ernährungskommission zu bilden , die nur aus Mannern

der Praxis bestehen und in der die Bürokratie nur insoweit

vertreten sein soll , als sie unbedingt zur Führung der Amtsge¬

schäfte notwendig ist.

Genehmigen Euer Exzellenz den Ausdruck ausgezeichneter

Hochachtung:

'
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